
Gesetz zur Umsetzung des Qualitätskonzepts für die öffentlichen Schulen in 

Baden-Württemberg  

 

Vom 

 

Vorblatt 

 

A. Zielsetzung 

 

Mit der Umsetzung des Ministerratsbeschlusses „Umsetzung des Qualitätskon-

zepts für das Bildungssystem Baden-Württembergs“ sollen die Leistungsfähigkeit 

und die Qualität des baden-württembergischen Bildungssystems verbessert wer-

den, indem die Voraussetzungen geschaffen werden für ein an der Wissenschaft 

orientiertes, übersichtliches und auf Unterrichtsqualität ausgerichtetes Ausbil-

dungs-, Fortbildungs- und Unterstützungssystem sowie ein Gesamtsystem des 

Bildungsmonitorings, das einer datengestützten Qualitätsentwicklung auf allen 

Ebenen des Bildungssystems dient.   

 

B. Wesentlicher Inhalt 

 

Die von der Landesregierung am 24. April 2018 beschlossenen Eckpunkte zur 

Umsetzung des Qualitätskonzepts für das Bildungssystem Baden-Württembergs 

umfassen die Gründung einer neuen Landesoberbehörde Zentrum für Schulquali-

tät und Lehrerbildung sowie einer nicht rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 

Rechts Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg. Die Errichtung dieser 

Institutionen und die Festlegung ihrer Aufgaben ist Inhalt dieses Gesetzes. Zu-

dem werden die durch die Neustrukturierung erforderlichen Anpassungen in Ge-

setzen und Verordnungen vorgenommen. 

 

C. Alternativen 

 

Mit den bisherigen Strukturen kann die notwendige Qualität im baden-württem-

bergischen Bildungssystem auf Dauer nicht mehr gewährleistet werden. Ein Neu-

zuschnitt und eine Weiterentwicklung der Aufgaben und damit eine Neustrukturie-

rung der Zuständigkeiten in der Kultusverwaltung sind erforderlich. Mit der vorge-

sehenen Bündelung von Aufgaben und Zuständigkeiten in den neuen Institutio-

nen wird auch die Schulaufsicht in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben gestärkt.  

 

 

 



D. Kosten für die öffentliche Haushalte  

 

Der infolge der Umsetzung des Qualitätskonzepts entstehende Mehrbedarf kann 

zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beziffert werden. Die Mehrkosten 

in Bezug auf die Funktionsstellen an den beiden neuen Einrichtungen belaufen 

sich auf jährlich ca. 6 Mio. Euro. Diese werden sich sukzessive durch den Über-

gang von Stellen der Kultusverwaltung in die Einrichtungen reduzieren. Da nicht 

sämtliche Personalbewegungen antizipiert werden können, ist eine abschließen-

de Darstellung zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich.  

 

E. Erfüllungsaufwand 

 

E.1 Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

 

E.2 Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

 

Die Umsetzung des Qualitätskonzepts führt bei der Verwaltung zu einem einmali-

gen Erfüllungsaufwand von knapp 437.000 Euro.  

 

F. Nachhaltigkeitscheck 

 

Mit der Einrichtung des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg und 

des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung sollen die Leistungsfähigkeit 

und die Qualität des baden-württembergischen Bildungssystems auf lange Sicht 

verbessert werden. 

 

Die Bündelung von Aufgaben und Zuständigkeiten in den neuen Institutionen soll 

es Schulen erleichtern, passende Angebote für die schulische und unterrichtliche 

Arbeit zu finden. Auf diesem Weg werden die strukturellen Voraussetzungen für 

eine effiziente und qualitativ hochwertige Begleitung der Schulen bei der Umset-

zung bildungspolitischer Vorgaben und bei der Implementation pädagogischer In-

novationen geschaffen.  

 

Die Neustrukturierung führt durch die Bereitstellung von differenzierten Informati-

onen und Daten zu den Schulen zu einer Stärkung der Schulaufsicht bei der 

Wahrnehmung ihrer aufsichtlichen Aufgaben und der systembezogenen Beglei-

tung von Schulen. Fortbildungsaufgaben und Beratungsleistungen gehen auf das 

neue Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung über. 

 



G. Sonstige Kosten für Private 

 

Keine.  
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Artikel 1 

Gesetz über das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung 
 

§ 1 

Errichtung, Rechtsstellung, Sitz 

 

(1) Im Geschäftsbereich des Kultusministeriums wird die Landesoberbehörde 

Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL) errichtet. Das ZSL verfügt über 

eine Zentrale und Außenstellen, darunter sechs Regionalstellen.  

 

(2) Die Zentrale des ZSL hat ihren Sitz in Stuttgart1.  

 

(3) Die Regionalstellen sind Außenstellen des ZSL. Jede Regionalstelle verfügt 

über einen Hauptsitz, in dem das Leitungs- und Koordinationspersonal verortet 

ist. 

  

(4) Das Kultusministerium führt die Dienst- und Fachaufsicht.  

 

§ 2 

Aufgaben 

 

(1) Das ZSL bildet den institutionellen Rahmen für ein kohärentes, wissenschafts-

basiertes, zentral gesteuertes und auf Unterrichtsqualität fokussiertes Ausbil-

dungs-, Fortbildungs- und Unterstützungssystem für die öffentlichen allgemein 

bildenden und beruflichen Schulen.  

 

(2) Zu den Aufgaben gehören insbesondere  

 

1. die Personalentwicklung und die Führungskräftequalifizierung, 

 

2. die Konzeptentwicklung, Steuerung der Durchführung und Qualitätssicherung 

für die Lehreraus- und -fortbildung zu pädagogischen Querschnittsthemen, 

 

3. die Konzeptentwicklung, Steuerung der Durchführung und Qualitätssicherung 

der fächer- und schulartspezifischen Lehreraus- und -fortbildung für die öffent-

lichen allgemein bildenden und beruflichen Schulen,  

 

4. die Konzeption von unterrichtsbezogenen Unterstützungsangeboten für die öf-

fentlichen allgemein bildenden und beruflichen Schulen,  

                                            
1
 Hinweis für das Anhörungsverfahren: Der Standort der Zentrale des ZSL ist noch nicht abschließend 

festgelegt, soll aber in der Region Stuttgart verortet sein. 



 

5. die Bildungsplanarbeit für die öffentlichen allgemein bildenden und beruflichen 

Schulen, 

 

6. die Schulbuchzulassung für die öffentlichen allgemein bildenden und berufli-

chen Schulen, 

 

7. internationale Kooperationsprojekte in der Lehrerbildung für die öffentlichen 

allgemein bildenden und beruflichen Schulen,  

 

8. die Entwicklung, dezentrale Bereitstellung und Qualitätssicherung von Bera-

tungsangeboten, beispielsweise im Bereich der Schullaufbahn, beruflichen 

Orientierung, zusätzlichen Förderbedarfe und speziellen Begabungen, schul-

psychologischen Dienste, der Prävention und der Qualitätsentwicklung von öf-

fentlichen allgemein bildenden und beruflichen Schulen, 
 

9. die fachliche Steuerung der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbil-

dung, 
 

10. die Steuerung der schulpsychologischen Beratungsstellen.  

 

(3) Das ZSL führt die Fach- und Dienstaufsicht über die Seminare für Lehreraus-

bildung und Lehrerfortbildung sowie die Fachaufsicht über das Landesschulzent-

rum für Umwelterziehung am Staatlichen Aufbaugymnasium in Adelsheim.  

 

§ 3 

Regionalstellen 

 

(1) Die Regionalstellen sind für die öffentlichen allgemein bildenden und berufli-

chen Schulen in ihrer Region zuständig. An jeder Regionalstelle wird eine Leitstel-

le pädagogische Unterstützung (LPU) als Kontaktstelle für Anliegen von Schulen 

im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben des ZSL eingerichtet. 

 

(2) Die Regionalstellen sind zuständig für die Zurverfügungstellung der zentral 

entwickelten Angebote und Dienstleistungen für Ausbildung, Fortbildung und Be-

ratung aller Schularten. Ihnen obliegt die fachliche Steuerung der Seminare für 

Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung, die ihren Sitz in der Region der jeweili-

gen Regionalstelle haben. Die schulpsychologischen Beratungsstellen sind Teil 

einer Regionalstelle.   

 

(3) Das Nähere regelt das Kultusministerium in einer Verwaltungsvorschrift.  



 

§ 4 

Finanzierung 

 

(1) Das ZSL wird nach Maßgabe des jeweiligen Staatshaushaltsgesetzes und 

Staatshaushaltsplans mit Stellen und Haushaltsmitteln ausgestattet.  

 

(2) Für Leistungen gegenüber Dritten erhebt das ZSL angemessene Entgelte. 

 

§ 5 

Übergangspersonalrat 

 

(1) Im ZSL wird ein Übergangspersonalrat gebildet. Diesem gehören die Beschäf-

tigten an, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

 

1. Mitglied des Personalrates beim Landesinstitut für Schulentwicklung,  

 

2. Mitglied des Personalrates bei der Landesakademie für Fortbildung und Per-

sonalentwicklung an Schulen, 

 

3. Mitglied des Personalrates bei der Landesakademie für Schulkunst, Schul- 

und Amateurtheater Schloss Rotenfels,  

 

4. Mitglied des Personalrates beim Landesinstitut für Schulsport, Schulkunst und  

Schulmusik,  

 

5. Mitglied des Personalrates bei einem Staatlichen Schulamt,  

 

6. Mitglied des Personalrates bei einem Regierungspräsidium oder  

 

7. Mitglied des Personalrates beim Kultusministerium waren. 

 

(2) Ersatzmitglieder sind die Beschäftigten, die für die jeweiligen Mitglieder des 

Übergangspersonalrates in den bisherigen Personalräten nach Absatz 1 Ersatz-

mitglieder waren. 

 

(3) Die Amtszeit des Übergangspersonalrates endet mit der Neuwahl des Perso-

nalrates beim ZSL, abweichend von § 22 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 

LPVG spätestens jedoch mit Ablauf des 31. Dezember 2019. 

 



(4) Für den Übergangspersonalrat gelten die Regelungen des LPVG für Personal-

räte entsprechend. § 19 LPVG gilt mit der Maßgabe, dass das lebensälteste Mit-

glied des Übergangspersonalrates die Aufgaben des Wahlvorstandes wahrnimmt. 

 

Artikel 2 

Gesetz über das Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg 

 

§ 1 

Errichtung, Rechtsstellung, Sitz 

 

(1) Im Geschäftsbereich des Kultusministeriums wird das Institut für Bildungsana-

lysen Baden-Württemberg (IBBW) als nicht rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 

Rechts eingerichtet. 

 

(2) Das IBBW hat seinen Sitz in Stuttgart.  

 

(3) Das Kultusministerium führt die Dienst- und Fachaufsicht.  
 

§ 2 

Aufgaben 

 

(1) Das IBBW ist für den Aufbau und die Durchführung eines strategischen Bil-

dungsmonitorings verantwortlich, das eine datengestützte Qualitätsentwicklung 

auf allen Ebenen des Bildungssystems unterstützen soll.  

 

(2) Zu den Aufgaben gehören insbesondere  
 

1. der Aufbau eines systematischen Bildungsmonitorings zur Unterstützung einer 

datengestützten Qualitätsentwicklung auf allen Ebenen des Bildungssystems, 

 

2. statistische Erhebungen und Auswertungen, das Lehrkräfte-

Personalmanagement und Internet- und Intranet-Angebote sowie Cloud-

Anwendungen im Kultusressort, 

 

3. die Entwicklung von Konzepten, Aufgaben und Instrumenten zur Diagnose 

und Förderung von Kompetenzen sowie zu zentralen Prüfungen,  

 

4. die aufgabenbezogene beziehungsweise systematische und wissenschaftsba-

sierte Erfassung, Auswertung und adressatengerechte Aufbereitung von steu-

erungsrelevanten Daten wie Bildungsindikatoren und Trends auf unterschied-

lichen Ebenen des Bildungssystems, 



 

5. die Entwicklung von Konzepten und Instrumenten zur Evaluation der Unter-

richts- und Schulqualität sowie die Durchführung von Evaluationen von öffent-

lichen allgemein bildenden und beruflichen Schulen und gegebenenfalls weite-

ren Bildungseinrichtungen, 

 

6. die Entwicklung, Begleitung und Evaluation von Konzepten, beispielsweise zu 

bildungspolitischen Reformvorhaben, auf der Grundlage der empirischen Bil-

dungsforschung sowie die Unterstützung des ZSL bei der evidenzbasierten 

Entwicklung von Standards. 

 

(3) Das IBBW kann im Rahmen seiner Aufgaben nach Absatz 2 mit anderen regi-

onalen, nationalen oder internationalen Einrichtungen und Partnern insbesondere 

aus Wissenschaft, Wirtschaft, der Fort- und Weiterbildung sowie den Kirchen ko-

operieren, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des IBBW zweckmäßig ist.  

 

§ 3 

Finanzierung 

 

(1) Das IBBW wird nach Maßgabe des jeweiligen Staatshaushaltsgesetzes und 

Staatshaushaltsplans mit Planstellen und Haushaltsmitteln ausgestattet.  

 

(2) Für Leistungen gegenüber Dritten erhebt das IBBW angemessene Entgelte.  

 

§ 4 

Übergangspersonalrat 

 

(1) Im IBBW wird ein Übergangspersonalrat gebildet. Diesem gehören die Be-

schäftigten an, die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

 

1. Mitglied des Personalrates beim Landesinstitut für Schulentwicklung oder 

 

2. Mitglied des Personalrates beim Kultusministerium waren. 

 

(2) Ersatzmitglieder sind die Beschäftigten, die für die jeweiligen Mitglieder des 

Übergangspersonalrates in den bisherigen Personalräten nach Absatz 1 Ersatz-

mitglieder waren. 

 



(3) Die Amtszeit des Übergangspersonalrates endet mit der Neuwahl des Perso-

nalrates beim IBBW, abweichend von § 22 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 

LPVG spätestens jedoch mit Ablauf des 31. Dezember 2019. 

 

(4) Für den Übergangspersonalrat gelten die Regelungen des LPVG für Personal-

räte entsprechend. § 19 LPVG gilt mit der Maßgabe, dass das lebensälteste Mit-

glied des Übergangspersonalrates die Aufgaben des Wahlvorstandes wahrnimmt. 

 

Artikel 3 

Gesetz über die Auflösung des Landesinstituts für Schulentwicklung und der Lan-

desakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen und die Neu-

strukturierung der Einrichtungen in der Schulverwaltung  

 

§ 1 

Auflösung 

 

Das Landesinstitut für Schulentwicklung und die Landesakademie für Fortbildung 

und Personalentwicklung an Schulen werden aufgelöst. Gesamtrechtsnachfolger 

ist das Land Baden-Württemberg. Die Gesamtrechtsnachfolge umfasst insbeson-

dere die Arbeitsverhältnisse der Beschäftigten des Landesinstituts für Schulent-

wicklung und der Landesakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an 

Schulen, die mit allen Rechten und Pflichten auf das Land übergehen. 

 

§ 2 

Aufgabenübergang 

 

(1) Auf das ZSL gehen die Aufgaben über, die bisher wahrgenommen werden 

 

1. vom Landesinstitut für Schulentwicklung im Bereich Bildungsplanarbeit, 

Schulbuchzulassung und Qualitätsentwicklung,  

  

2. von der Landesakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen 

im Bereich der Personalentwicklung, der schulartübergreifenden und schul-

artspezifischen pädagogischen und pädagogisch-psychologischen sowie fach-

lichen und didaktisch-methodischen Fortbildung,  

 

3. von der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amateurtheater Schloss 

Rotenfels,  
 

4. vom Landesinstitut für Schulsport, Schulkunst und Schulmusik,  

 



5. von den Staatlichen Schulämtern im Bereich der Lehrerfortbildung und der 

schulpsychologischen Beratungsstellen sowie weiterer Beratungsdienste,  

 

6. von den Regierungspräsidien im Bereich der Lehrerfortbildung, der schulpsy-

chologischen Dienste, der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung sowie 

Beratung- und Unterstützung,  

 

7. vom Kultusministerium im Bereich der Lehreraus- und -fortbildung, der Prä-

vention und der schulpsychologischen Dienste, der Schulentwicklung und des 

Qualitätsmanagements (öffentliche allgemein bildende und berufliche Schu-

len), der drittmittelfinanzierten Bildungsangebote und Projektinitiativen im Be-

reich der beruflichen Orientierung sowie in Bereichen weiterer Beratungs- und 

Unterstützungsleistungen.  

 

(2) Auf das IBBW gehen die Aufgaben über, die bisher wahrgenommen werden 

 

1. vom Landesinstitut für Schulentwicklung im Bereich empirische Bildungsfor-

schung, Evaluation und Bildungsberichterstattung,  

 

2. vom Kultusministerium im Bereich Statistik und IT-Verfahren sowie zentrale 

Prüfungen und Aufgabenentwicklung. 

 

§ 3 

Außenstellen des ZSL 

 

(1) Die Standorte der Landesakademie für Fortbildung und Personalentwicklung 

an Schulen werden zu Außenstellen des ZSL und weiter, insbesondere zu Fort-

bildungszwecken, genutzt. 

 

(2) Die Standorte der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amateurthea-

ter Schloss Rotenfels und des Landesinstituts für Schulsport, Schulkunst und 

Schulmusik werden zu Außenstellen des ZSL. 

 

§ 4 

Wissenschaftlicher Beirat 

 

(1) Zur Unterstützung des ZSL und des IBBW wird beim Kultusministerium ein 

unabhängiger wissenschaftlicher Beirat eingerichtet.  

 



(2) Der Beirat berät die Leitung von ZSL und IBBW bei der Umsetzung einer wis-

senschaftlich fundierten Praxis und fördert eine enge Verzahnung von ZSL und 

IBBW mit führenden wissenschaftlichen Einrichtungen. 
 

(3) Die Mitglieder des Beirats werden vom Kultusministerium bestellt und abberu-

fen.  

 

(4) Das Nähere regelt das Kultusministerium in einer Verwaltungsvorschrift. 

 

Artikel 4 

Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 

Der Anhang (zu § 8 Absatz 1) des Landesbeamtengesetzes vom 9. November 

2010 (GBl. S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 12. Juni 

2018 (GBl. S. 173, 190) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Buchstabe A wird wie folgt geändert: 

 

a) Nach 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 

 

„4. der Leiterin oder des Leiters, der stellvertretenden Leiterin oder des 

stellvertretenden Leiters, der Leiterinnen und Leiter und der stellvertreten-

den Leiterinnen und der stellvertretenden Leiter der Abteilungen, der Leite-

rinnen und der Leiter der Referate sowie der Leiterinnen und der Leiter der 

Regionalstellen des Zentrums für Schulqualität,“ 

 

b) Die bisherige Nummer 4 und 5 werden die Nummer 5 und 6. 

 

2. Buchstabe C wird wie folgt geändert: 

 

a) Nummer 9 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„9. der Leiterin oder des Leiters, der stellvertretenden Leiterin oder des 

stellvertretenden Leiters, der Leiterinnen und der Leiter und der stellvertre-

tenden Leiterinnen und der stellvertretenden Leiter der Abteilungen sowie 

der Leiterinnen und der Leiter der Referate des Instituts für Bildungsanaly-

sen Baden-Württemberg,“ 

 

b) In Nummer 11 werden die Wörter „Didaktik und Lehrerbildung“ durch die 

Wörter „Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt. 

 



c) Nummer 10, 12, 13, 15, 16, 48, 49 und 50 werden aufgehoben. 

 

d)  Die bisherige Nummer 11, 14, 17 bis 47 und 51 werden zu Nummer 10, 11, 

12 bis 42 und 43. 

 

Artikel 5 

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 

 

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 9. November 2010 (GBl. 

S. 793, 826), das zuletzt durch Artikel .... des Gesetzes vom .... (GBl. S. ...., ....) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 57 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 
 

Die Wörter „Pädagogischen Fachseminaren“ und das Komma werden gestri-

chen und nach den Wörtern „Staatlichen Akademien der bildenden Künste“ 

wird das Komma durch das Wort „und“ ersetzt. Nach den Wörtern „Staatlichen 

Hochschule für Gestaltung Karlsruhe“ werden die Wörter „und am Landesinsti-

tut für Schulsport, Schulkunst und Schulmusik“ gestrichen. 

 

2.  Die Anlage 1 (Landesbesoldungsordnung A) wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Die Amtsbezeichnung „Seminarschulrat“ mit Funktionszusätzen wird 

wie folgt gefasst: 

 

„Seminarschulrat 

 

als Bereichsleiter 

 

- an einem Seminar für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

(Fachseminar für Sonderpädagogik und Pädagogisches Fach-

seminar)13) 

 

- an einem Seminar für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

im Bereich Grundschulen“ 

 

bb) Bei der Amtsbezeichnung „Studienrat1)“ werden bei dem ersten Funk-

tionszusatz die Wörter „Landesinstitut für Schulentwicklung“ durch die 

Wörter „Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg“ ersetzt. 



Beim zweiten Funktionszusatz werden die Wörter „Landesinstitut für 

Schulsport, Schulkunst und Schulmusik“ durch die Wörter „Zentrum 

für Schulqualität und Lehrerbildung“ ersetzt. Beim dritten Funktions-

zusatz werden der Spiegelstrich und die Wörter „als Referent an der 

Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amateurtheater“ gestri-

chen.  

 

b) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Bei der Amtsbezeichnung „Oberstudienrat“ mit Funktionszusätzen 

werden die Funktionszusätze wie folgt geändert: 

 

aaa) Den bisherigen Funktionszusätzen wird folgender Funktionszusatz 

angefügt:  

 

„- als Referatsleiter und zugleich ständiger Vertreter des Leiters des 

größten und bedeutendsten Fachbereichs am Landesmedienzent-

rum“ 

 

bbb) Beim Funktionszusatz „als Referent am Landesinstitut für Schulent-

wicklung“ werden die Wörter „Landesinstitut für Schulentwicklung“ 

durch die Wörter „Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg“ 

ersetzt.  

 

ccc) Beim Funktionszusatz „als Referent am Landesinstitut für Schul-

sport, Schulkunst und Schulmusik“ werden die Wörter „Landesinsti-

tut für Schulsport, Schulkunst und Schulmusik“ durch die Wörter 

„Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung“ ersetzt.  

 

ddd) Der Funktionszusatz „- als Referent und zugleich ständiger Vertreter 

des Leiters der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amate-

urtheater“ wird  gestrichen.  

 

bb) Bei der Amtsbezeichnung „Seminarschuldirektor“ werden bei dem 

Funktionszusatz die Wörter „Didaktik und Lehrerbildung“ durch die 

Wörter „Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt. 

 

cc) Die Amtsbezeichnung „Seminarschulrat“ mit Funktionszusätzen wird 

wie folgt gefasst: 

 



„Seminarschulrat 

 

als Bereichsleiter 

 

- an einem Seminar für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

(Fachseminar für Sonderpädagogik und Pädagogisches Fach-

seminar)4) 

 

- an einem Seminar für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

im Bereich Werkreal-, Haupt- sowie Realschulen“ 

 

c) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Landesakademie für Fortbil-

dung und Personalentwicklung an Schulen“ mit Funktionszusatz wird 

gestrichen. 

 

bb) Die Amtsbezeichnung „Direktor der Landesakademie für Schulkunst, 

Schul- und Amateurtheater1)“ wird gestrichen. 

 

cc) Die Amtsbezeichnung „Direktor des Fachseminars für Sonderpäda-

gogik1)“ wird wie folgt gefasst: 

 

„Direktor des Seminars für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

(Fachseminar für Sonderpädagogik und Pädagogisches Fachsemi-

nar)1) 

 

dd) Die Amtsbezeichnung „Direktor eines Pädagogischen Fachsemi-

nars1)“ wird gestrichen. 

 

ee) Die Amtsbezeichnung „Direktor eines Seminars für Didaktik und 

Lehrerbildung“ mit Funktionszusatz wird wie folgt gefasst: 

 

„Direktor eines Seminars für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

 

als Leiter eines Seminars (Grundschulen) 

 

an einem Seminar (Berufliche Schulen) 

 

- als Bereichsleiter6) 



 

- als der ständige Vertreter des Direktors7) 

 

an einem Seminar (Gymnasien) 

 

- als Bereichsleiter6) 

 

- als der ständige Vertreter des Direktors7)“ 

 

ff) Die Amtsbezeichnung „Professor am Landesinstitut für Schulentwick-

lung1) mit Funktionszusatz wird gestrichen. 

 

gg) Die Amtsbezeichnung „Professor eines Seminars für Didaktik und 

Lehrerbildung“ mit Funktionszusätzen wird gestrichen. 

 

hh) Vor der Amtsbezeichnung „Regierungsmedizinaldirektor 8)“ mit Funk-

tionszusätzen wird folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusätzen 

eingefügt: 

 

„Regierungsdirektor 

 

- als der ständige Vertreter des Leiters einer Regionalstelle des 

Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung 

 

- als Referatsleiter am Institut für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg 

 

- als Referent am Institut für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg 

 

- als Referent am Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung“ 

 

ii) Bei der Amtsbezeichnung „Regierungsschuldirektor“ werden den bishe-

rigen Funktionszusätzen folgende Funktionszusätze vorangestellt: 

 

„- als der ständige Vertreter des Leiters einer Regionalstelle des 

Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung 

 

- als Referatsleiter am Institut für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg 



 

- als Referent am Institut für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg 

 

- als Referent am Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung“ 

 

jj) Bei der Amtsbezeichnung „Seminarschuldirektor“ mit Funktionszusät-

zen werden die Funktionszusätze wie folgt gefasst: 

 

„- als der ständige Vertreter des Leiters eines Seminars für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung (Fachseminar für Sonderpäda-

gogik und Pädagogisches Fachseminar) 

 

- als der ständige Vertreter des Leiters eines Seminars für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung (Werkreal-, Haupt- sowie Real-

schulen auch mit Grundschulen) 

 

- als Leiter der Abteilungen Sonderpädagogik am Seminar für Leh-

rerausbildung und Lehrerfortbildung Karlsruhe und Schwäbisch 

Gmünd (an den Pädagogischen Fachseminaren Karlsruhe und 

Schwäbisch Gmünd)9)“ 

 

kk) Bei der Amtsbezeichnung „Studiendirektor“ mit Funktionszusätzen 

werden der dritte Funktionszusatz „- als der ständige Vertreter des 

Leiters des Landesinstituts für Schulsport, Schulkunst und Schulmu-

sik“ und der fünfte Funktionszusatz „- am Landesinstitut für Schulent-

wicklung“ gestrichen. 

 

d) Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Die Amtsbezeichnung „Direktor bei der Landesakademie für Fortbil-

dung und Personalentwicklung an Schulen“ mit Funktionszusatz wird 

gestrichen. 

 

bb) Die Amtsbezeichnung „Direktor des Landesinstituts für Schulsport, 

Schulkunst und Schulmusik“ wird gestrichen. 

 

cc) Bei der Amtsbezeichnung „Direktor eines Seminars für Didaktik und 

Lehrerbildung“ mit Funktionszusatz  werden die Wörter „Didaktik und 



Lehrerbildung“ durch die Wörter „Lehrerausbildung und Lehrerfortbil-

dung“ ersetzt. 

 

dd) Vor der Amtsbezeichnung „Leitender Regierungsmedizinaldirektor 7)“ 

mit Funktionszusatz wird folgende Amtsbezeichnung mit Funktions-

zusätzen eingefügt: 

 

„Leitender Regierungsdirektor  
 

- als Leiter einer Regionalstelle des Zentrums für Schulqualität 

und Lehrerbildung 

 

- als Referatsleiter am Zentrum für Schulqualität und Lehrerbil-

dung 
 

- als Referatsleiter und ständiger Vertreter des Leiters einer Ab-

teilung des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg 
 

- als Referatsleiter und ständiger Vertreter des Leiters einer Ab-

teilung des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung“ 

 

ee)  Bei der Amtsbezeichnung „Leitender Regierungsschuldirektor“ mit 

Funktionszusatz werden folgende Funktionszusätze angefügt: 

 

„- als Leiter einer Regionalstelle des Zentrums für Schulqualität und 

Lehrerbildung  

 

- als Referatsleiter am Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung  

 

- als Referatsleiter und ständiger Vertreter des Leiters einer Abteilung 

des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg  

 

- als Referatsleiter und ständiger Vertreter des Leiters einer Abteilung 

des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung“ 

 

ff)  Die Amtsbezeichnung „Professor am Landesinstitut für Schulentwick-

lung“ mit Funktionszusätzen wird gestrichen. 

 

3.  Die Anlage 2 (Landesbesoldungsordnung B) wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Besoldungsgruppe B 2 wird wie folgt geändert: 



 

aa) Bei der Amtsbezeichnung „Abteilungsdirektor“ werden den bisherigen 

Funktionszusätzen folgende Funktionszusätze vorangestellt:  

 

„- als Leiter einer Abteilung des Instituts für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg  

 

- als Leiter einer Abteilung und der ständige Vertreter des Direktors 

des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg“  

 

bb) Nach der Amtsbezeichnung „Abteilungspräsident 3)4)“ mit Funktions-

zusatz wird folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusätzen einge-

fügt:  

 

„Direktor  

 

als Leiter  

 

- eines Seminars für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

(Berufliche Schulen)  

 

- eines Seminars für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung 

(Gymnasien)“  

 

cc) Die Amtsbezeichnung „Erster Direktor der Landesakademie für Fort-

bildung und Personalentwicklung an Schulen“ mit Funktionszusatz  

wird gestrichen. 

 

dd) Die Amtsbezeichnung „Professor als Direktor“ mit Funktionszusätzen 

wird gestrichen. 

 

b) Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Der Amtsbezeichnung „Abteilungspräsident 1) 2)“ mit Funktionszusatz 

wird folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusatz vorangestellt:  

 

„Abteilungsdirektor 

 

als Leiter einer Abteilung des Zentrums für Schulqualität und 

Lehrerbildung“  



 

bb) Die Amtsbezeichnung „Professor“ mit Funktionszusatz  wird gestri-

chen. 

 

cc) Nach der Amtsbezeichnung „Vizepräsident der Gemeindeprüfungs-

anstalt Baden-Württemberg“ wird folgende Amtsbezeichnung mit 

Funktionszusatz angefügt: 

 

„Vizepräsident des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung  

 

als Leiter einer Abteilung und ständiger Vertreter des Präsiden-

ten des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung“  

 

c)  In der Besoldungsgruppe B 4 wird der Amtsbezeichnung „Direktor des 

Zweckverbands Bodenseewasserversorgung“ mit Funktionszusatz folgen-

de Amtsbezeichnung mit Funktionszusatz vorangestellt 

 

„Direktor des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg  

 

als Leiter“ 

 

d)  In der Besoldungsgruppe B 6 wird nach der Amtsbezeichnung „Präsident 

der Gemeindeprüfungsanstalt Baden-Württemberg“ die Amtsbezeichnung  

„Präsident des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung“ eingefügt.  

 

4.  Die Anlage 5 (Landesbesoldungsordnungen A, B, C, R und W Künftig wegfal-

lende Ämter (kw))  wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Besoldungsgruppe A 13 kw wird nach der Amtsbezeichnung „Son-

derschuloberlehrer 4)5)“ folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusätzen 

eingefügt: 

  

„Studienrat3)  

 

- als Referent am Landesinstitut für Schulentwicklung 

 

- als Referent am Landesinstitut für Schulsport, Schulkunst und 

Schulmusik  

 



- als Referent an der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und 

Amateurtheater“  

 

b) In der Besoldungsgruppe A 14 kw wird  

nach der Amtsbezeichnung „Fachschulrat 4)“ mit Funktionszusatz folgende 

Amtsbezeichnung mit Funktionszusätzen eingefügt:  

 

„Oberstudienrat  

 

- als Referent am Landesinstitut für Schulentwicklung 

 

- als Referent am Landesinstitut für Schulsport, Schulkunst und 

Schulmusik 

 

- als Referent und zugleich ständiger Vertreter des Leiters der Lan-

desakademie für Schulkunst, Schul- und Amateurtheater“  

 

c) Die Besoldungsgruppe A 15 kw wird wie folgt geändert: 

 

aa) Der Amtsbezeichnung „Direktor einer Heimsonderschule“ mit Funkti-

onszusätzen werden folgende Amtsbezeichnungen vorangestellt:  

 

„Direktor bei der Landesakademie für Fortbildung und Personalent-

wicklung an Schulen 

 

als weiteres Mitglied des Vorstandes  

 

Direktor der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amateur-

theater 4)“  

 

bb) Nach der Amtsbezeichnung „Fachschuldirektor“ mit Funktionszusät-

zen wird folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusatz eingefügt:  

 

„Professor am Landesinstitut für Schulentwicklung4)  

 

als Referatsleiter und zugleich ständiger Vertreter des Fachbe-

reichsleiters“  

 

cc) Nach der Amtsbezeichnung „Professor an einer Berufsakademie - 

Staatlichen Studienakademie“ mit Funktionszusätzen wird folgende 



Amtsbezeichnung mit Funktionszusätzen eingefügt: 

 

„Professor eines Seminars für Didaktik und Lehrerbildung 

  

an einem Seminar (Berufliche Schulen)  

 

- als Bereichsleiter1)  

 

- als der ständige Vertreter des Direktors6) 

 

an einem Seminar (Gymnasien)  

 

- als Bereichsleiter1)  

 

- als der ständige Vertreter des Direktors6)“. 

 

dd) Es wird folgende Fußnote 6 angefügt: 

 

„6) Erhält eine Amtszulage nach Anlage 13.“ 

 

ee) Bei der Amtsbezeichnung „Studiendirektor“ mit Funktionszusätzen 

werden den bisherigen Funktionszusätzen folgende Funktionszusätze 

angefügt: 

 

„- als der ständige Vertreter des Leiters des Landesinstituts für Schul-

sport, Schulkunst und Schulmusik 

 

- am Landesinstitut für Schulentwicklung“  

 

d) Die Besoldungsgruppe A 16 kw wird wie folgt geändert: 

 

aa) Der Amtsbezeichnung „Direktor einer Heimsonderschule“ mit Funkti-

onszusätzen werden folgende Amtsbezeichnungen vorangestellt: 

 

„Direktor bei der Landesakademie für Fortbildung und Personalent-

wicklung an Schulen 

 

als Stellvertretender Vorstandsvorsitzender  

 



Direktor des Landesinstituts für Schulsport, Schulkunst und Schulmu-

sik“ 

 

bb) Nach der Amtsbezeichnung „Oberstudiendirektor“ mit Funktionszu-

satz wird folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusätzen einge-

fügt: 

 

„Professor am Landesinstitut für Schulentwicklung 

 

- als Fachbereichsleiter 

 

- als der Stellvertretende Direktor“ 

 

e)  Die Besoldungsgruppe B 2 kw wird wie folgt geändert: 

 

aa) Nach der Amtsbezeichnung „Direktor des Informatikzentrums Lan-

desverwaltung Baden-Württemberg“ wird folgende Amtsbezeichnung 

mit Funktionszusatz eingefügt: 

 

„Erster Direktor der Landesakademie für Fortbildung und Personal-

entwicklung an Schulen  

 

als Vorstandsvorsitzender“  

 

bb) Bei der Amtsbezeichnung „Professor als Direktor“ mit Funktionszu-

satz werden dem bisherigen Funktionszusatz ein Spiegelstrich voran-

gestellt und folgende Funktionszusätze angefügt:  

 

„- eines Seminars für Didaktik und Lehrerbildung (Berufliche Schulen)  

 

- eines Seminars für Didaktik und Lehrerbildung (Gymnasien)“  

 

f) In der Besoldungsgruppe B 3 kw wird nach der Amtsbezeichnung „Präsident 

einer Kunsthochschule“ folgende Amtsbezeichnung mit Funktionszusatz 

eingefügt: 

 

 „Professor 

 

als Direktor am Landesinstitut für Schulentwicklung“ 

 



5.  In Anlage 13 (Amtszulagen und Strukturzulage) wird in Abschnitt Landesbe-

soldungsordnungen A, B, C, R und W Künftig wegfallende Ämter (kw) der Be-

soldungsgruppe A 15 (kw) in einer neuen Zeile in Spalte 2 die Angabe „6“ und 

in Spalte „3“ die Angabe „349,19“ angefügt. 

 

Artikel 6 

Änderung des Ernennungsgesetzes 

 

Das Ernennungsgesetz vom 29. Januar 1992 (GBl. S. 141), das zuletzt durch Ar-

tikel 4 des Gesetzes vom 12. Juni 2018 (GBl. S. 173, 185) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert: 

 
1. § 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„Die in Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Rechte üben das Kultusministerium 

für die Fachbeamten des schulpädagogischen Dienstes bei den Regierungs-

präsidien, für die Beamten des schulpsychologischen Dienstes am Zentrum 

für Schulqualität und Lehrerbildung sowie für die Beamten des Instituts für Bil-

dungsanalysen und das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-

schutz für die Beamten der Abteilung Forstdirektion der Regierungspräsidien 

aus.“ 

 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Nummer 1 Buchstabe a werden die Wörter „sowie der Leiter und stell-

vertretenden Leiter an den Lehrerbildungseinrichtungen, für die Beamten 

an den Lehrerbildungseinrichtungen in den Laufbahnen des höheren 

Dienstes bis einschließlich Besoldungsgruppe A 14“ gestrichen. 

 

b) Nach Nummer 10 wird folgende Nummer 11 eingefügt: 

 

„11. dem Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung für seinen Zustän-

digkeitsbereich und für die Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfort-

bildung: für die Beamten des mittleren, des gehobenen sowie des höheren 

Dienstes bis einschließlich der Besoldungsgruppe A 14, mit Ausnahme der 

in § 2 Satz 3 genannten Beamten des schulpsychologischen Dienstes und 

den Leiterinnen und Leitern sowie den stellvertretenden Leiterinnen und 

Leiter der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung, die in § 2 

genannten Rechte.“  

 

c) Die bisherigen Nummern 11 bis 18 werden die Nummern 12 bis 19. 



 

d) In Satz 2 werden die Wörter „und nach Nummer 10“ durch die Wörter „so-

wie nach den Nummern 10 und 11“ ersetzt. 

 

Artikel 7 

Änderung des Landesverwaltungsgesetzes 

 

In § 14 Absatz 1 Satz 2 des Landesverwaltungsgesetzes vom 14. Oktober 2008 

(GBl. 313, 314), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 12. Juni 2018 

(GBl. S. 173, 185) geändert worden ist, werden die Wörter „schulpsychologischen 

und“ gestrichen. 

 

Artikel 8 

Änderung des Schulgesetzes für Baden-Württemberg 

 

Das Schulgesetz für Baden-Württemberg in der Fassung vom 1. August 1983 

(GBl. S. 397), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Mai 2018 (GBl. S. 163) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 32 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„Die Schulaufsicht schließt die Aufsicht über die datengestützte Qualitäts-

entwicklung der Schulen ein, die insbesondere eine regelmäßige Informa-

tion der Schulaufsichtsbehörden und eine Auswertung qualitätsrelevanter 

Daten der einzelnen Schulen erfordert.“  

 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

 

„Die Schulaufsichtsbehörden werden bei der datengestützten Aufsicht 

durch das Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg und das Zent-

rum für Schulqualität und Lehrerbildung beratend unterstützt. Das Kultus-

ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung für Inhalt und Verfah-

ren der datengestützten Qualitätsentwicklung nähere Bestimmungen zu er-

lassen.“ 

 

2. § 35 wird wie folgt geändert: 

 



a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „schulpsychologischen und“ gestri-

chen.  

 

b) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „oberen Schulaufsichtsbehörden,“ 

folgende Wörter in einer neuen Zeile eingefügt: 

 

„die Aufgaben des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung sowie des 

Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg,“  

 

3. § 114 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 114 

Schulische Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung durch Evaluationen“ 

 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„(1) Alle öffentlichen Schulen sind zur systematischen Qualitätsentwicklung 

und Qualitätssicherung verpflichtet. Hierzu evaluieren die Schulen ihre 

Schul- und Unterrichtsqualität in regelmäßigen Abständen. Evaluationen 

nach Satz 2 können ergänzt werden durch reguläre oder anlassbezogene 

Evaluationen, die vom Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg 

(IBBW) durchgeführt werden; die Schulen unterstützen das IBBW. Bei der 

Evaluation werden alle am Schulleben Beteiligten, insbesondere Schüler 

und Eltern, mit einbezogen. Die Lehrkräfte sind zur Mitwirkung verpflichtet. 

Die Ergebnisse der Evaluationen sind Ziel- und Leistungsvereinbarungen 

zwischen Schulaufsichtsbehörden und Schulen zugrunde zu legen. Sofern 

eine formale Zertifizierung nach anerkannten Standards angestrebt wird, 

kann die Evaluation nach Wahl der Schule und mit Zustimmung des Kul-

tusministeriums abweichend von Satz 3 auch durch einen akkreditierten 

Drittanbieter erfolgen.“ 

 

4. § 115 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „kann“ durch die Wörter „oder das IBBW 

können“ ersetzt. 

 

b) In Absatz 1 Nummer 1 erster Halbsatz werden nach dem Wort „Kultusmi-

nisterium“ die Wörter „oder das IBBW“ eingefügt.  



 

c) In Absatz 1 Nummer 1 zweiter Halbsatz wird das Wort „andere“ durch die 

Wörter „das IBBW, die“ ersetzt. 

 

Artikel 9 

Änderung des Errichtungsgesetzes BITBW 

 

Das Gesetz zur Errichtung der Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg (BIT-

BWG) vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 326, 327) wird wie folgt geändert: 

 

§ 2 Absatz 2 BITBWG wird wie folgt geändert: 

 

1. Die Nummern 6 und 7 werden gestrichen. 

 

2. In Nummer 4 wird das Komma  durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

3. In Nummer 5 wird das Komma  durch einen Punkt ersetzt.  

 

Artikel 10 

Änderung der Lehrkräftezulagenverordnung 

 

Die Anlage zu § 1 der Lehrkräftezulagenverordnung vom 24. April 1995 (GBl. S. 

328), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Juli 2015 (GBl. S. 658, 

661) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1.  Bei Nummer 3 werden in der Spalte „Funktion“ die Wörter „Staatlichen Semi-

naren für Didaktik und Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminaren für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

2. Bei Nummer 4 werden in der Spalte „Funktion“ die Wörter „Staatlichen Semi-

naren für Didaktik und Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminaren für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

3. Nummer 5 wird aufgehoben.  

 

4. Die bisherige Nummer 6, Nummer 6.1 und Nummer 6.2 werden Nummer 5, 

Nummer 5.1 und Nummer 5.2.  
 

5. Die neue Nummer 5 wird in der Spalte „Funktion“ wie folgt neu gefasst: 

„Verwendung an Seminaren für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung (Pä-

dagogischen Fachseminaren oder am Fachseminar Sonderpädagogik).“  



 

6. Die bisherige Nummer 7, Nummer 7.1 und Nummer 7.2 werden Nummer 6, 

Nummer 6.1 und Nummer 6.2.  

 

7. Bei der neuen Nummer 6 werden in der Spalte „Funktion“ die Wörter „Staatli-

chen Seminaren für Didaktik und Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminaren 

für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

Artikel 11 

Änderung der Verordnung über Sitze und Bezirke der Staatlichen Schulämter  

 

Die Verordnung der Landesregierung über Sitze und Bezirke der Staatlichen 

Schulämter in der Fassung vom 6. November 1973 (GBl. S. 424), die zuletzt 

durch Artikel 28 des Gesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 328) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert:  

 

1. § 1 Absatz 2 wird aufgehoben. 

 

2. In § 1 Absatz 1 wird die Angabe „(1)“ gestrichen. 
 

 

Artikel 12 

Änderung der Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung 

 

Die Anlage zu § 1 der Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung vom 18. Dezember 

1980 (GBl. 1981, S. 2), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Novem-

ber 2017 (GBl. S. 597, 604) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Kultusministerium 2.1 Regierungspräsidien  2.1 Regierungspräsidien 

 

    2.2 Zentrum für Schulqualität 2.2 ZSL und Seminare 

und Lehrerbildung (ZSL) für Lehrerausbildung und   

Lehrerfortbildung“ 

 

Artikel 13 

Änderung der Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung 

 

Die Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung vom 8. Mai 1996 (GBl. S. 402), die 

zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. S. 597, 604) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 



 

1. In § 4 wird nach Nummer 2 der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 

Nummer 3 eingefügt: 

 

„3. der Beamten der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung.“ 

 

2. In § 7 Absatz 3 werden die Wörter „des schulpsychologischen und“ gestrichen.  

 

3. In § 10 wird nach Nummer 6 folgende Nummer 7 eingefügt: 

 

„7. das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung,“ 

 

Artikel 14 

Änderung der Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem Lan-

desbeamtengesetz, nach dem Landesreisekostengesetz, der Landestrennungs-

geldverordnung und dem Landesdisziplinargesetz im Kultusressort 

 

Die Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem Landesbeam-

tengesetz, nach dem Landesreisekostengesetz, der Landestrennungsgeldverord-

nung und dem Landesdisziplinargesetz im Kultusressort vom 5. Juni 2014 (GBl. 

S. 329), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 

1035, 1039) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Wörter „an den Staatlichen Semina-

ren für Didaktik und Lehrerbildung, an den Pädagogischen Fachsemina-

ren“ und „und schulpsychologischen“ gestrichen. 

 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

 

2. Nach § 1 wird folgender § 2 eingefügt: 

 

„§ 2 

Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung 

 



(1) Das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL) ist für die Beamtin-

nen und Beamten am ZSL und an den Seminaren für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung zuständig für 

 

1. die Vertretung des Dienstherrn bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis 

nach § 4 Absatz 6 LBG, 

 

2. die Feststellungen aufgrund der mit dem Amt verbundenen Mindest- 

anforderungen nach § 31 Absatz 5 Satz 5 LBesGBW, 

 

3. die Entscheidung über die Anerkennung des dienstlichen Interesses nach 

§ 32 Absatz 2 Nummer 4 LBesGBW, 

 

4. die Entscheidung über die Anerkennung des dienstlichen Interesses oder 

öffentlicher Belange nach § 21 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des LBe-

amtVGBW. 

 

(2) Das ZSL ist für die Beamtinnen und Beamten am ZSL und an den Semina-

ren für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung zuständig für die Führung der 

Grunddatenbestände der Personalakten. Teildatenbestände über Beihilfe und 

Heilverfahren werden vom Landesamt für Besoldung und Versorgung Baden-

Württemberg geführt. 

 

(3) Soweit erforderlich, können Teildatenbestände durch andere Dienststellen, 

die für den betreffenden Aufgabenbereich zuständig sind, geführt werden. 

Werden im Rahmen der Zuständigkeit nach dieser Verordnung amtsärztliche 

Zeugnisse oder Gutachten angefordert, sind Ausfertigungen hiervon zu den 

Grunddatenbeständen und den Teildatenbeständen zu nehmen. 

 

(4) Das ZSL ist Dienstvorgesetzter für die Beamtinnen und Beamten am ZSL 

für 

 

1. die Bewilligung von Urlaub nach §§ 25 bis 28 und 30 AzUVO und die Frei-

stellung nach § 5 AzUVO, 

 

2. die Entscheidung über die Bewilligung von Sonderurlaub nach § 29 AzU-

VO von bis zehn Arbeitstagen, 

 

3. die Festlegung der Mutterschutzfrist nach §§ 32 und 34 AzUVO, 

 



4. Entscheidungen über Elternzeit nach §§ 40 bis 44 AzUVO, 

 

5. die Bewilligung einer Rekonvaleszenzregelung nach § 68 Absatz 3 LBG, 

 

6. die Bewilligung von Pflegezeiten nach § 74 Absatz 2 bis 4 LBG, 

 

7. die Entgegennahme von Einberufungsbescheiden nach § 9 Absatz 4 des 

ArbPlSchG, 

 

8. Entscheidungen über Nebentätigkeiten nach §§ 60 bis 66 LBG, 

 

9. die Entgegennahme von Anzeigen nach § 68 Absatz 2 LBG, 

 

10. die Entgegennahme von Anzeigen nach § 74 Absatz 1 LBG, 

 

11. Entscheidungen über die Annahme von Belohnungen und Geschenken 

nach § 42 Absatz 1 BeamtStG, 

 

12. die Entgegennahme von Unfallmeldungen nach § 62 Absatz 1 Satz 1 LBe-

amtVGBW. 

 

(5) Das ZSL wird beauftragt, die übertragenen Zuständigkeiten aus den Num-

mern 1 bis 12 des Absatzes 4 für die Leiterinnen und Leiter der Seminare für 

Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung wahrzunehmen. Für alle übrigen Be-

amtinnen und Beamten an den Seminaren für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung wird das ZSL beauftragt, die Entscheidung über die Bewilli-

gung von Sonderurlaub im Falle des § 29 Absatz 4 der AzUVO von sechs bis 

zehn Arbeitstagen zu treffen und die übertragenen Zuständigkeiten aus den 

Nummern 3 bis 8 des Absatzes 4 wahrzunehmen.“ 

 

3. Der bisherige § 2 wird § 3. 

 

4. In § 3 Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 3 sowie § 10 werden die Wörter „Ge-

meinschafts- und Sonderschulen“ jeweils durch die Wörter „Gemeinschafts-

schulen und sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren“ ersetzt. 
 

5. In § 3 Absatz 4 werden die Wörter „Gemeinschafts- und Sonderschule“ durch 

die Wörter „Gemeinschaftsschule oder an einem sonderpädagogischen Bil-

dungs- und Beratungszentrum“ ersetzt. 

 

6. Der bisherige § 3 wird § 4. 



 

7. Der bisherige § 4 wird aufgehoben. 

 

8. § 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 5 

Leiterinnen und Leiter der Staatlichen Schulämter, der Seminare für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung, des Instituts für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg und des Schulbauernhofs Niederstetten-Pfitzingen“ 

 

b) Absatz 1 wird aufgehoben. 

 

c) Die Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2. 

 

d) In Absatz 1 werden die Wörter „Staatlichen Seminare für Didaktik und 

Lehrerbildung und der Pädagogischen Fachseminare“ durch die Wörter 

„Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt. 

 

e) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „Seminare für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung“ die Wörter „und des Instituts für Bildungsanalysen Ba-

den-Württemberg“ eingefügt. 

 

9. § 6 wird wie folgt gefasst:  

 

„Die Leiterinnen und Leiter der Staatlichen Schulämter, des Zentrums für 

Schulqualität und Lehrerbildung, des Instituts für Bildungsanalysen Baden-

Württemberg, der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung, des 

Landesmedienzentrums und des Schulbauernhofs Niederstetten-Pfitzingen 

werden im Rahmen von § 25 Absatz 3 AzUVO ermächtigt, Erholungsurlaub 

ohne Genehmigung in Anspruch zu nehmen.“ 

 

10. In § 7 Absatz 2 werden die Wörter „öffentlichen Heimsonderschulen“ durch die 

Wörter „öffentliche sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit 

Internat“ ersetzt. 

 

11. § 9 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „und schulpsychologischen“ gestrichen. 



 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 

12. Nach § 9 wird folgender § 10 eingefügt: 

 

„§ 10 

Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung 

 

(1) Das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL) wird für seine Be-

amtinnen und Beamten ermächtigt zur 

 

1. Zulassung eines privateigenen Kraftfahrzeugs zum Dienstreiseverkehr 

nach § 6 Absatz 2 LRKG, soweit hierzu eine Haushaltsermächtigung vor-

liegt, 

 

2. Bewilligung von Tage- und Übernachtungsgeld nach § 11 Absatz 2 LRKG, 

 

3. Festsetzung einer Aufwandsvergütung nach § 17 Absatz 1 LRKG, 

 

4. Festsetzung einer Pauschvergütung nach § 18 LRKG, 

 

5. Genehmigung einer Auslandsdienstreise nach § 20 Absatz 2 LRKG, 

 

6. Gewährung von Auslagenersatz nach § 23 Absatz 2 LRKG, 

 

7. Bewilligung von Trennungsgeld auch ohne Zusage der Umzugskosten 

nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 12 LTGVO, 

 

8. Ermäßigung des Trennungsgeldes nach § 4 Absatz 6 LTGVO, 

 

9. Gewährung von Trennungsgeld nach § 9 Absatz 3 LTGVO. 

 

(2) Das ZSL wird beauftragt, die in Absatz 1 Nummer 7 bis 9 übertragenen 

Zuständigkeiten auch für die Beamtinnen und Beamten an den Seminaren für 

Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung wahrzunehmen.“ 

 

13. Die bisherigen §§ 10 bis 14 werden die §§ 11 bis 15. 

 

14. § 12 wird wie folgt geändert: 

 



a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 12 

Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ 

 

b) In § 12 werden die Wörter „Staatlichen Seminare für Didaktik und Lehrer-

bildung und der Pädagogischen Fachseminare“ durch die Wörter „Semina-

re für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt. 

 

15. § 13 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 13 

Landesmedienzentrum“ 

 

b) Die Wörter „Landesinstitut für Schulentwicklung, die Landesakademie für 

Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen, das Landesinstitut für 

Schulsport, Schulkunst und Schulmusik, das“ und „und die Landesakade-

mie für Schulkunst, Schul- und Amateurtheater Schloss Rotenfels“ werden 

gestrichen. 

 

c) Das Wort „werden“ wird durch das Wort „wird“ ersetzt. 

 

16.  § 14 wird wie folgt gefasst: 

 

„Das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung ist Dienstvorgesetzter für 

die Beamtinnen und Beamten am Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung 

und an den Seminaren für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung als untere 

Disziplinarbehörde nach § 4 Satz 1 Nummer 3 Landesdisziplinargesetz.“ 

 

Artikel 15 

Änderung der Verordnung zur Übertragung von Abordnungszuständigkeiten im 

Bereich der Kultusverwaltung 

 

Die Verordnung zur Übertragung von Abordnungszuständigkeiten im Bereich der 

Kultusverwaltung vom 17. November 2009 (GBl. S. 712) wird wie folgt geändert: 

 

§ 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

 



„an die Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung, an das Landesme-

dienzentrum, an das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung, an das Institut 

für Bildungsanalysen Baden-Württemberg und an den Schulbauernhof,“ 

 

Artikel 16 

Änderung der Laufbahnverordnung Kultusministerium 

 

Die Laufbahnverordnung Kultusministerium vom 10. Januar 2012 (GBl. S. 13), die 

zuletzt durch die Verordnung vom 22. Januar 2018 (GBl. S. 38) geändert worden 

ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 6 wird wie folgt geändert: 

 

In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Staatlichen Seminar für Didaktik und 

Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminar für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 5 Nummer 2 werden die Wörter „Staatlichen Seminar für Didaktik 

und Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminar für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

b) In Absatz 5 Nummer 3b wird das Wort „oder“ gestrichen und ein Komma 

eingefügt. 

 

c) In Absatz 5 wird Nummer 3c wie folgt gefasst: 

 

„c) in anderen Bereichen in der Schulverwaltung, insbesondere dem Zent-

rum für Schulqualität und Lehrerbildung oder dem Institut für Bildungsana-

lysen Baden-Württemberg oder“ 

 

d) In Absatz 5 wird nach Nummer 3c der Buchstabe „d“ und die Wörter „beim 

Landesmedienzentrum“ eingefügt. 

 

e) In Absatz 5 Satz 2 werden nach der Angabe „Nummer 3“ die Angabe „a, b 

sowie d“ und nach dem Wort „Schulaufsicht“ die Wörter „sowie in den Fäl-

len des Satzes 1 Nummer 3c durch die jeweilige Leitung“ eingefügt. 

 



f) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „Staatlichen Seminaren für Didaktik 

und Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminaren für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

g) In Absatz 9 Satz 1 und 3 werden die Wörter „zuständigen Regierungsprä-

sidium“ durch das Wort „Dienstvorgesetzten“ ersetzt. 

 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die bisherige Nummer 2 bis 6 werden aufgehoben. 

 

b) Nummer 2 und 3 werden wie folgt neu gefasst: 

 

„2. des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung, 

 

3. des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg oder“ 

 

c) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 4. 

 

d) In Absatz 2 werden die Nummer 1 bis 3 aufgehoben. 

 

e) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „außerschulischer Bereichs“ 

die Wörter „der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ein-

gefügt. 
 

f) In Absatz Satz 2 werden nach den Wörtern „Ämter am“ die Wörter „Semi-

nare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ eingesetzt und die Wörter 

„Fachseminar für Sonderpädagogik und am Pädagogischen Fachseminar“ 

in Klammer gesetzt. 

 

g) Absatz 4 Nummer 3 wird aufgehoben. In Absatz 4 Nummer 2 wird das 

Wort „und“ durch einen Punkt ersetzt. 

 

Artikel 17 

Änderung der Schulbuchzulassungsverordnung 

 

Die Schulbuchzulassungsverordnung vom 11. Januar 2007 (GBl. S. 3), die zuletzt 

durch Artikel 18 der Verordnung vom 19. April 2016 (GBl. S. 308, 326) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

 



1. In § 1 Absatz 2, § 6 Absatz 1, § 7 Absatz 1 und 2 Satz 2, Absatz 3 und 7 Satz 

2 und § 8 werden die Wörter „Landesinstitut für Schulentwicklung“ jeweils 

durch die Wörter „Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung“ ersetzt. 

 

2. § 10 wird folgender § 9a vorangestellt: 

 

„9a 

Übergangsbestimmung 

 

Über Anträge auf Schulbuchzulassung, die bis zum 31. Dezember 2018 an 

das Landesinstitut für Schulentwicklung gerichtet wurden, entscheidet ab dem 

1. Januar 2019 das Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung.“ 

 

Artikel 18 

Änderung der Verordnung über die Datenverarbeitung für statistische Erhebun-

gen und schulübergreifende Verwaltungszwecke an Schulen 

 

Die Verordnung über die Datenverarbeitung für statistische Erhebungen und 

schulübergreifende Verwaltungszwecke an Schulen vom 10. Juli 2008 (GBl. S. 

255), die zuletzt durch Verordnung vom 24. Juli 2015 (GBl. S. 770) geändert wor-

den ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 werden nach den Wörtern „untere und obere Schulaufsichts-

behörden, “ die Wörter „Institut für Bildungsanalysen (IBBW), “ eingefügt.  

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „im Informatikzentrum Landesverwaltung 

Baden-Württemberg (IZLBW)“ durch die Wörter „in der Landesober-

behörde IT Baden-Württemberg (BITBW)“ ersetzt.  

 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „das IZLBW“ durch die Wörter „die 

BITBW“ ersetzt.  
 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „vom IZLBW“ durch die Wörter „von der 

BITBW“ ersetzt. 

 



c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Schulaufsichtsbehörden“ die 

Wörter ", „das IBBW“ eingefügt und die Wörter „das IZLBW“ durch die Wör-

ter „die BITBW“ ersetzt. 

 

2. In § 3 Satz 1 werden die Wörter „Das IZLBW“ durch die Wörter „Die BITBW“ 

ersetzt. 

 

3.  § 4 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Kultusministeriums“ durch das Wort 

„IBBW“ ersetzt. Absatz 1 Buchstabe d wird gestrichen. 

 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:  

 

„(2) Die Statistik zur Unterrichtssituation kann mehrmals jährlich mit Hilfe 

des Verfahrens ASD-BW, jeweils auf gesonderte Anordnung des IBBW, 

durchgeführt werden.“ 

 

c) Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3.  

 

d) In Absatz 3 werden nach den Wörtern „die Statistiken werden“ die Wörter 

„nach Festlegung durch das IBBW“ eingefügt. 

 

4. § 6 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

 

„(4) Das IBBW ist berechtigt, für wissenschaftliche Zwecke und Zwecke der 

Bildungsplanung statistische Daten weiterzugeben.“ 

 

5.  § 8 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „ASD BW“ durch die Angabe „ASD-

BW“ ersetzt. 

 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  

 

„(5) Im Anschluss an die Freigabe des Verfahrens ASD-BW nach den Ab-

sätzen 2 und 3 durch das IBBW wird diese vom Kultusministerium im 

Amtsblatt Kultus und Unterricht bekannt gegeben.“ 

 

Artikel 19 



Änderung der Grundschullehramtsprüfungsordnung 

 

Die Grundschullehramtsprüfungsordnung vom 3. November 2014 (GBl. S.  

623), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 

1210, 1223) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

In § 1 Absatz 2 Satz 1 und § 2 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Staatliches 

Seminar für Didaktik und Lehrerbildung“ jeweils durch die Wörter „Seminar für 

Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

Artikel 20 

Änderung der Werkreal-, Haupt- und Realschullehramtsprüfungsordnung ll 

 

Die Werkreal-, Haupt- und Realschullehramtsprüfungsordnung ll vom 3. Novem-

ber 2014 (GBl. S. 634), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 17. De-

zember 2015 (GBl. S. 1210, 1223) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

In § 1 Absatz 2 Satz 1 und § 2 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Staatliches 

Seminar für Didaktik und Lehrerbildung“ jeweils durch die Wörter „Seminar für 

Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

Artikel 21 

Änderung der Sonderpädagogiklehramtsprüfungsordnung II 

 

Die Sonderpädagogiklehramtsprüfungsordnung II vom 3. November 2014 (GBl. S. 

644), die zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 

1210, 1224) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

In § 1 Absatz 2 Satz 1 und § 2 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Staatliches 

Seminar für Didaktik und Lehrerbildung“ jeweils durch die Wörter „Seminar für 

Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

Artikel 22 

Änderung der Gymnasiallehramtsprüfungsordnung II 

 

Die Gymnasiallehramtsprüfungsordnung II vom 3. November 2015 (GBl. S.  

918) wird wie folgt geändert: 

 



In § 2 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „Staatliches Seminar für Didaktik und 

Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminar für Lehrerausbildung und Lehrerfortbil-

dung“ ersetzt.  

 

Artikel 23 

Änderung der Prüfungsordnung berufliche Schulen II 

 

Die Prüfungsordnung berufliche Schulen II vom 3. November 2015 (GBl. S.  

906) wird wie folgt geändert: 

 

In § 2 Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „Staatliches Seminar für Didaktik und 

Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminar für Lehrerausbildung und Lehrerfortbil-

dung“ ersetzt.  

 

Artikel 24 

Änderung der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn der 

Technischen Lehrkräfte an beruflichen Schulen 

 

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn der Techni-

schen Lehrkräfte an beruflichen Schulen vom 14. Mai 2018 (GBl. S. 196) wird wie 

folgt geändert: 

 

In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Staatlichen Seminare für Didaktik und 

Lehrerbildung“ durch die Wörter „Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfort-

bildung“ ersetzt.  

 

Artikel 25 

Änderung der Fachlehrkräfteverordnung musisch-technisch  

 

Die Fachlehrkräfteverordnung musisch-technisch vom 24. November 2015 (GBl. 

S. 1092) wird wie folgt geändert: 

 

1. In der Überschrift fallen die Wörter „an Pädagogischen Fachseminaren“ weg. 

 

2. In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Pädagogisches Fachseminar für 

musisch-technische Fächer“ durch die Wörter „Seminar für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

Artikel 26 

Änderung der Fachlehrkräfteverordnung Sonderpädagogik  



 

Die Fachlehrkräfteverordnung Sonderpädagogik vom 24. November 2015 (GBl. 

S. 1103) wird wie folgt geändert: 

 

In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Das Fachseminar für Sonderpädagogik 

sowie die Abteilungen Sonderpädagogik der Pädagogischen Fachseminare“ 

durch die Wörter „Die Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ er-

setzt.  

 

Artikel 27 

Änderung der Rahmenvorgabenverordnung Lehramtsstudiengänge 

 

Die Rahmenvorgabenverordnung Lehramtsstudiengänge vom 27. April 2015 

(GBl. S. 417), die zuletzt durch Verordnung vom 5. Juli 2016 (GBl. S. 423) geän-

dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

In § 2 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 7 Satz 4, § 6 Absatz 12 Sätze 4, 12 und 16, 

Absatz 13 Satz 1, Absatz 14 Sätze 1 und 5 sowie Absatz 15 Satz 3 und in Satz 3 

der Vorbemerkungen zu den Anlagen werden das Wort „Staatlichen“ jeweils ge-

strichen und die Wörter „Didaktik und Lehrerbildung“ durch die Wörter „Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt.  

 

Artikel 28 

Änderung der Rahmenvorgabenverordnung berufliche Lehramtsstudiengänge 

 

Die Rahmenvorgabenverordnung berufliche Lehramtsstudiengänge vom 29. April 

2016 (GBl. S. 341) wird wie folgt geändert: 

 

In § 2 Absatz 4 Satz 2 und § 4 Absatz 7 Sätze 2, 10 und 13 sowie Absatz 9 Satz 

2 wird das Wort „Staatlichen“ jeweils gestrichen und die Wörter „ Didaktik und 

Lehrerbildung“ jeweils durch die Wörter „Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ 

ersetzt.  

 

Artikel 29 

Änderung der EU-EWR-Lehrerverordnung 

 

Die EU-EWR-Lehrerverordnung vom 15. August 1996 (GBl. S. 564), die zuletzt 

durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1040, 1044) geän-

dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 



In § 13 Absatz 1 Satz 3 und § 2 Satz 3 der Anlage zu § 12 werden die Wörter 

„Staatlichen Seminaren für Didaktik und Lehrerbildung“ jeweils durch die Wörter 

„Seminaren für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung“ ersetzt. 

 

Artikel 30 

Inkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft 

 

1. das Gesetz über das Landesinstitut für Schulentwicklung vom 14. Dezember 

2004, das zuletzt durch Artikel 13 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. 

S 65, 66) geändert worden ist, 

 

2. das Gesetz über die Landesakademie für Fortbildung und Personalentwick-

lung an Schulen vom 30. Oktober 2003, das zuletzt durch Artikel 25 der Ver-

ordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 102) geändert worden ist, 
 

3. die Verordnung über die Evaluation an Schulen vom 10. Juni 2008 (GBl. 206),  
 

4. die Verordnung des Kultusministeriums über die Prüfung für Lehrkräfte der 

Kurzschrift und der Textverarbeitung vom 16. November 1995 (GBl. 1996, S. 

10, die zuletzt durch Artikel 51 des Gesetzes vom 17. Dezember 2015 geän-

dert worden ist (GBl. S. 1210, 1230), 
 

5. die Verordnung des Kultusministeriums über die Zulassung zum Vorberei-

tungsdienst für die Lehrämter vom 25. Oktober 1995 (GBl. S. 599, die zuletzt 

durch Artikel I der Verordnung vom 28. Mai 1999 (GBl. S. 260) geändert wor-

den ist, 
 

6. die Verordnung des Kultusministeriums über die Zulassungszahlen und Quo-

ten beim Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des höheren Schuldienstes an 

beruflichen Schulen vom 24. August 1995 (GBl. S. 674).  

 

Stuttgart, den 

 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 
  



Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

1. Zielsetzung  

 

Mit der Umsetzung des Qualitätskonzepts für das Bildungssystem Baden-

Württembergs sollen die Leistungsfähigkeit und die Qualität des baden-

württembergischen Bildungssystems verbessert werden, indem die Vorausset-

zungen geschaffen werden für ein an der Wissenschaft orientiertes, übersichtli-

ches und auf Unterrichtsqualität ausgerichtetes Ausbildungs-, Fortbildungs- und 

Unterstützungssystem sowie ein Gesamtsystem des Bildungsmonitorings, das ei-

ner datengestützten Qualitätsentwicklung auf allen Ebenen des Bildungssystems 

dient.  

 

Hierfür sollen zwei neue Institutionen, das Zentrum für Schulqualität und Lehrer-

bildung (ZSL) und das Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg (IBBW), 

geschaffen werden. Bisher verstreute und auf unterschiedlichen Ebenen verortete 

Zuständigkeiten sollen neu strukturiert und gebündelt werden: Fortbildungsaufga-

ben und Unterstützungs- und Beratungsleistungen, die derzeit von der Schulauf-

sicht wahrgenommen werden, gehen auf das ZSL und seine Regionalstellen 

über. Die Staatlichen Schulämter und Regierungspräsidien erfahren so eine Stär-

kung in ihren originären Aufgaben als Schulaufsichtsbehörden und bei der Steue-

rung der Unterrichtsversorgung. Mit der engeren Verzahnung der zweiten und der 

dritten Phase der Lehrerbildung sollen fachliche Synergieeffekte genutzt werden. 

 

Das IBBW soll ein systematisches Bildungsmonitoring aufbauen, das eine  

zwingende Voraussetzung für eine systematische datengestützte Qualitätsent-

wicklung auf allen Ebenen des Bildungssystems ist. Zudem sollen Fortbildungs- 

und Unterrichtskonzepte künftig auf ihre Wirksamkeit überprüft werden.  

 

Das ZSL und das IBBW sind eng miteinander verzahnt und werden von einem 

gemeinsamen wissenschaftlichen Beirat begleitet, dessen Mitglieder vom Kul-

tusministerium eingesetzt werden.  

 

2. Inhalt  

 

Der Gesetzentwurf beinhaltet die Errichtungsgesetze für das ZSL und das IBBW.  

Weiterer Bestandteil sind erforderliche Änderungen im Landesbeamtengesetz, 

Landesbesoldungsgesetz, Ernennungsgesetz, BITBWG, Schulgesetz, Landes-



verwaltungsgesetz sowie Änderungen in verschiedenen Rechtsverordnungen. 

Verwaltungsvorschriften sind nicht Bestandteil dieses Gesetzentwurfs. 

 

3. Alternativen 

 

Mit den bisherigen Strukturen, die gekennzeichnet sind durch eine starke Zersplit-

terung von Zuständigkeiten vor allem im Bereich der Unterstützungssysteme für 

Schulen und durch eine fehlende datengestützte Qualitätsentwicklung, kann die 

notwendige Qualität im baden-württembergischen Bildungssystem auf Dauer 

nicht mehr gewährleistet werden. Die Ergebnisse der letzten Lernstandserhebun-

gen und Schulleistungsvergleiche haben den Handlungsbedarf für das baden-

württembergische Bildungssystem aufgezeigt.  

 

Eine systematische institutionelle Zusammenführung und Weiterentwicklung der 

Aufgaben im Bereich der Fortbildung, Ausbildung und Beratung und damit eine 

Neustrukturierung der Zuständigkeiten in der Kultusverwaltung sind erforderlich.  

Durch die vorgesehene Bündelung von Aufgaben und Zuständigkeiten in den 

neuen Institutionen wird die Schulaufsicht von Fortbildungs- und Beratungsaufga-

ben entlastet und in der Wahrnehmung ihrer originären schulaufsichtlichen Auf-

gaben gestärkt. Für die Schulen werden an der Qualität orientierte und effiziente 

Unterstützungsstrukturen geschaffen.  

 

4. Finanzielle Auswirkungen 

 

Der infolge der Umsetzung des Qualitätskonzepts entstehende Mehrbedarf kann 

zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beziffert werden. Bezüglich der 

Funktionsstellen am ZSL und IBBW ist von einem jährlichen Mehrbedarf von ca. 6 

Mio. Euro auszugehen. Dieser wird sich sukzessive durch den Übergang von Lei-

tungsstellen aus der Kultusverwaltung in die beiden neuen Einrichtungen reduzie-

ren. Da zum jetzigen Zeitpunkt nicht alle Personalbewegungen antizipiert werden 

können, ist eine abschließende Aussage derzeit nicht möglich.  

 

5. Erfüllungsaufwand 

 

Für die Wirtschaft und für Bürgerinnen und Bürger entsteht durch die Umsetzung 

des Qualitätskonzepts kein Erfüllungsaufwand. 

 

Beim Normadressaten Verwaltung entsteht durch die Umsetzung des Qualitäts-

konzepts sowohl einmaliger als auch jährlicher Erfüllungsaufwand in nachfolgen-

dem Umfang.  



 

Soweit Aufgaben vom Landesinstitut für Schulentwicklung, der Landesakademie 

für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen, dem Landesinstitut für 

Schulsport, Schulkunst und Schulmusik, der Landesakademie Schulkunst, Schul- 

und Amateurtheater Schloss Rotenfels, dem Kultusministerium, den Regierungs-

präsidien und den Staatlichen Schulämtern auf das ZSL und das IBBW überge-

hen, entsteht kein Erfüllungsaufwand.  

 

Im Bereich Bildungsmonitoring und Evaluation wird das Kultusministerium zur 

Ausgestaltung der Verfahren noch gesonderte Verordnungen erlassen, so dass 

diesbezüglich zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Aussagen zum Erfüllungsauf-

wand getroffen werden können.  

 

Der Erfüllungsaufwand, der mit der Möglichkeit einer Zertifizierung durch einen 

Drittanbieter nach § 114 Absatz 1 letzter Satz Schulgesetz verbunden ist, kann 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht beziffert werden. Bei einer beruflichen Schule mittle-

rer Größe fallen für eine Zertifizierung im Jahr ca. 3.000 Euro an. Spätere Nach-

zertifizierungen einer bereits einmal zertifizierten Schule sind günstiger als die 

Erstzertifizierung, so dass die Kosten für die einzelne Schule mit der Zeit sinken 

werden. In der anstehenden Erprobungsphase, die durch die Ergänzung von § 

114 Schulgesetz ermöglicht wird, erfolgt eine Finanzierung der Zertifizierungsver-

fahren aus den Mitteln der Enquetekommission "Fit für's Leben in der Wissensge-

sellschaft - berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung". Es kann nicht abge-

schätzt werden, wie viele Schulen von der Möglichkeit Gebrauch machen werden. 

 

Die Zuständigkeitsverschiebungen in den Verordnungen (Laufbahnverordnung 

Kultusministerium, Verordnung zur Übertragung von Abordnungszuständigkeiten 

im Bereich der Kultusverwaltung, Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung, Beam-

tenrechtszuständigkeitsverordnung und Verordnung des Kultusministeriums zur 

Übertragung von Zuständigkeiten nach dem Landesbeamtengesetz, nach dem 

Landesreisekostengesetz, der Landestrennungsgeldverordnung und dem Lan-

desdisziplinargesetz im Kultusressort) führen nicht zu neuen Aufgaben und somit 

nicht zu einem zusätzlichen Erfüllungsaufwand. Gleiches gilt für das Landesver-

waltungsgesetz und das Ernennungsgesetz.  

 

Die Änderungen des Landesbeamtengesetzes führen zu einem zusätzlichen Er-

füllungsaufwand. Durch die Neustrukturierung und die Errichtung des ZSL und 

des IBBW werden im Landesbeamtengesetz Neuregelung zu Führungsfunktionen 

auf Probe nach § 8 LBG vorgenommen. Künftig werden 89 Stellen als Führungs-

funktionen auf Probe vergeben (bisher 38 Stellen). Der zusätzliche Erfüllungs-



aufwand pro Fall ergibt sich aus einer Bearbeitungszeit von zwei Stunden eines 

Beamten des gehobenen Dienstes und von einer Stunde des höheren Dienstes. 

Pro Bearbeitungsfall beläuft sich der Erfüllungsaufwand auf 142,10 Euro. Hieraus 

ergibt sich ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt 7.247,10 Euro. 

Künftig fällt dieser Erfüllungsaufwand dann an, wenn eine dieser Führungsfunkti-

onen auf Probe neu vergeben wird. 

 

Die geänderte Bezeichnung der Seminare muss in den Prüfungsordnungen auf 

der Homepage des Landeslehrerprüfungsamtes sowie auf der Bewerbungsplatt-

form VD-online umgesetzt werden. Außerdem sind interne Formulare und Hand-

reichungen anzugleichen. Geschätzt handelt es sich pro Prüfungsordnung um ei-

nen Arbeitsaufwand von zwei Arbeitstagen zu je 8 Stunden. Insgesamt ergeben 

sich 22 Arbeitstage, d. h. 176 Stunden, eines Beamten im höheren Dienst. Es 

entsteht ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 10.648 Euro.  

 

Infolge der Neugründung des IBBW und des ZSL müssen rund 465 Stellen an 

den beiden Institutionen besetzt werden; es fallen Personalaufwand und Kosten 

für Ausschreibungen im Zusammenhang mit der Besetzung von Stellen an. Der 

Erfüllungsaufwand (einmalig) für die Stellenbesetzungen beläuft sich insgesamt 

auf rund 419.000 Euro. 

 

Jährlicher Erfüllungsaufwand entsteht durch die höhere besoldungsrechtliche 

Bewertung der Ämter am ZSL und IBBW. 

 

Der Gesamtaufwand der Stelle / des neuen Amtes des Referatsleiters und stell-

vertretenden Fachbereichsleiters des größten und bedeutendsten Fachbereichs 

am LMZ, das in der Besoldungsgruppe A 14 in der Landesbesoldungsordnung A 

ausgebracht ist, wird in den nächsten 2 Jahren gemäß der Personalkostenricht-

sätze 2018/19 wie folgt beziffert: 

 

2018: 69.000,- € jährlich (ggf. anteilig monatlich berechnet) 

2019: 70.900,- € jährlich (ggf. anteilig monatlich berechnet) 

 

Im Betragsteil des Haushaltsplanes des LMZ für die Haushaltsjahre 2018 und 

2019 ist bereits eine Stelle der Bes. Gr. A 14 in Höhe der o.g. Richtsätze zur Ver-

anschlagung der Dienstbezüge der planmäßigen Beamtinnen und Beamten aus-

gebracht. Zusätzliche Kosten entstehen dem Land durch die Ausbringung des 

neuen Amtes somit nicht. 

 



Dem vorgenannten Erfüllungsaufwand stehen nicht bezifferbare Entlastungen der 

Verwaltung durch die systematische Zusammenführung bislang verstreuter und 

teilweise auf unterschiedlichen Ebenen erbrachten Teilleistungen sowie der Ver-

einfachung von Prozessen gegenüber.  

 

6. Nachhaltigkeitsprüfung und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

 

Bildung ist der Schlüsselfaktor für die zukünftige Entwicklung unseres Wohl-

stands, da die moderne Volkswirtschaft vor allem von den Fähigkeiten und Fer-

tigkeiten ihrer Bürgerinnen und Bürger getragen wird. So belegen wissenschaftli-

che Untersuchungen, dass die Bildungsleistungen der Bevölkerung, wie sie zum 

Beispiel in internationalen Schülerleistungsvergleichen gemessen werden, offen-

bar der wichtigste Bestimmungsfaktor für das langfristige volkswirtschaftliche 

Wachstum sind. Die Folgekosten unzureichender Bildung durch entgangenes 

Wirtschaftswachstum sind hingegen enorm.  

 

Daneben lässt sich die große Bedeutung von Bildung auch in wichtigen anderen 

Dimensionen belegen: Gute Bildung befähigt den Einzelnen zu selbstverantwort-

lichem Handeln und zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Sie kann staats-

bürgerliches Bewusstsein fördern und zu einem gemeinsamen Wertekanon und 

gesellschaftlichem Zusammenhalt beitragen. Generell kann gesagt werden, dass 

gute Bildung der zentrale Faktor für individuellen wie gesellschaftlichen Wohl-

stand ist. 

 

Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf die nachfolgenden Ausführungen sind 

die Umsetzung des Qualitätskonzepts und die damit einhergehenden strukturel-

len Veränderungen im Bildungssystem Baden-Württemberg wirtschaftlich. 

 

Die strukturelle Zusammenführung der zweiten und dritten Phase der Lehrerbil-

dung unter dem Dach des ZSL führt zu einer besseren Verzahnung und fachlich-

inhaltlichen Synergien. Hierdurch kann eine einheitliche und gemeinsame Aus-

richtung der fachlichen, fachdidaktischen und pädagogischen Konzeptionen si-

chergestellt werden. Durch die Bündelung der Angebote werden deutlich verbes-

serte Möglichkeiten zur Sicherstellung eines bedarfsorientierten Angebots für die 

Schulen im Bereich der Unterstützung, Beratung und Fortbildung auch in der Flä-

che geschaffen. Die Klarheit (z. B. bei der Zuständigkeit), Transparenz und Über-

sichtlichkeit für alle Zielgruppen bei den Unterstützungs-, Beratungs- und Fortbil-

dungsangeboten wird erhöht. Dies ist zugleich Voraussetzung für die effiziente 

Begleitung der Schulen bei der Umsetzung bildungspolitischer Vorgaben und der 

Implementation pädagogischer Innovationen. 



 

Durch den Aufbau eines strategischen Bildungsmonitorings am IBBW wird eine 

neue datenbasierte Sicht auf Bedingungen, Entwicklungen und Ergebnisse des 

baden-württembergischen Bildungssystems für Akteure der Bildungspolitik und 

der Schulaufsicht möglich. Darüber hinaus kann bedarfsorientiert auf Daten und 

Informationen als Basis für Analysen und Auswertungen zur Ableitung von kon-

kreten Maßnahmen zurückgegriffen werden. Stärken und Schwächen und damit 

Ansatzpunkte für Verbesserungen in der Qualität sowie für Innovationen können 

somit auf einer breiten und soliden Datenbasis identifiziert werden. Dies ist Vo-

raussetzung für die Orientierung von bildungspolitischen Entscheidungen an wis-

senschaftlich abgesicherten Befunden. Das IBWW wird darüber hinaus künftig die 

Grundlagen für wissenschaftlich fundierte Standard- und Konzeptentwicklungen 

bereitstellen.  

 

In beiden Institutionen werden bislang verstreute und teilweise auf unterschiedli-

chen Ebenen erbrachte Teilleistungen systematisch zusammengeführt, funktional 

erweitert und damit sichtbar gestärkt. Für die Schulaufsicht ergibt sich eine größe-

re Rollenklarheit durch die Trennung von Aufsicht auf der einen Seite und Fortbil-

dung mit Beratungs- und Unterstützungsleistungen auf der anderen Seite. Durch 

die Bereitstellung von differenzierten Informationen und Daten zu den Schulen im 

Verantwortungsbereich wird die Schulaufsicht bei der Wahrnehmung ihrer auf-

sichtlichen Aufgaben und der systembezogenen Begleitung von Schulen gestärkt. 

 

Mit der Umsetzung des Qualitätskonzepts wird zur Verbesserung des Bildungs-

systems und damit nachhaltig zur besseren Bildung von Schülerinnen und Schü-

lern in Baden-Württemberg beigetragen. 

 

7. Sonstige Kosten für Private 

 

Für Private entstehen keine sonstigen Kosten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



B. Einzelbegründung 

 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Errichtung des ZSL) 

 

Artikel 1 enthält das Errichtungsgesetz für das ZSL. Seine Aufgaben und Struktu-

ren werden in Grundzügen dargestellt. 

 

§ 1  

 

Das ZSL wird aufgrund der übergreifenden Aufgaben sowie der zentralen Steue-

rung für das gesamte Landesgebiet und der regionalen Strukturen als Landes-

oberbehörde errichtet. Die Zentrale hat ihren Sitz in Stuttgart. Zur regionalen 

Steuerung werden sechs Regionalstellen eingerichtet, die als Außenstellen des 

ZSL geführt werden. Die Regionalstellen verfügen jeweils über einen Hauptsitz, in 

dem das Leitungs- und Koordinationspersonal verortet ist.  

 

Das Kultusministerium hat die Organisationshoheit über das ZSL und führt die 

Dienst- und Fachaufsicht.  

 

§ 2 

 

Das ZSL ist verantwortlich für ein kohärentes, wissenschaftsbasiertes, zentral ge-

steuertes und auf Unterrichtsqualität fokussiertes Ausbildung-, Fortbildungs- und 

Unterstützungssystem für die öffentlichen allgemein bildenden und beruflichen 

Schulen in Baden-Württemberg. Durch zentrale Vorgaben und Konzeptionen stellt 

das ZSL sicher, dass in seiner Zuständigkeit landesweit und für alle Zielgruppe 

Angebote in hoher Qualität zur Verfügung stehen.  

 

Zu den Kernaufgaben des ZSL gehören die Personalentwicklung und Führungs-

kräftequalifizierung sowie für die öffentlichen allgemein bildenden und beruflichen 

Schulen die Konzeptentwicklung, Steuerung der Durchführung und Qualitätssi-

cherung für die Aus- und Fortbildung zu pädagogischen Querschnittsthemen und 

für die fächer- und schulartspezifischen Lehreraus- und -fortbildung, die Konzep-

tion von unterrichtsbezogenen Unterstützungsangeboten, die Bildungsplanarbeit, 

die Schulbuchzulassung sowie die Durchführung internationaler Kooperationspro-

jekte. Des Weiteren zählen die Entwicklung, dezentrale Bereitstellung und Quali-

tätssicherung von Beratungsangeboten, beispielsweise im Bereich der Schullauf-

bahn, beruflichen Orientierung, zusätzlichen Förderbedarfe und speziellen Bega-

bungen, schulpsychologischen Dienste, der Prävention und der Qualitätsentwick-



lung von öffentlichen allgemein bildenden und beruflichen Schulen zu seinen Auf-

gaben. 

Darüber hinaus obliegt dem ZSL die fachliche Steuerung der Seminare für Leh-

rerausbildung und Lehrerfortbildung sowie die Steuerung der schulpsychologi-

schen Beratungsstellen. 

 

Das ZSL führt die Dienst- und Fachaufsicht über die Seminare für Lehrerausbil-

dung und Lehrerfortbildung sowie die Fachaufsicht über das Schulzentrum für 

Umwelterziehung am Staatlichen Aufbaugymnasium Adelsheim.  

 

§ 3  

 

Um die zentral entwickelten Aus- und Fortbildungsangebote in die Fläche zu brin-

gen, verfügt das ZSL über sechs Regionalstellen, die als Außenstellen geführt 

werden. Die Regionalstellen sind für die öffentlichen allgemein bildenden und be-

ruflichen Schulen ihrer Region zuständig. An jeder Regionalstelle wird eine Leit-

stelle für pädagogische Unterstützung eingerichtet, die als Kontaktstelle für Anlie-

gen von Schulen mit Bezug auf die in § 2 festgelegten Aufgaben des ZSL dient.  

 

Die Regionalstellen sind zuständig für die Zurverfügungstellung der in der Zentra-

le des ZSL entwickelten Angebote und Dienstleistungen für Ausbildung, Fortbil-

dung und Beratung aller Schularten. Sie steuern die Seminare für Lehrerausbil-

dung und Lehrerfortbildung fachlich.  

 

Die bisherigen Staatlichen Seminare für Didaktik und Lehrerbildung, die Pädago-

gischen Fachseminare und das Fachseminar für Sonderpädagogik übernehmen 

zukünftig neben der schulartspezifischen Lehrerausbildung auch Fortbildungsauf-

gaben. Sie werden damit zu Seminaren für Lehrerausbildung und Lehrerfortbil-

dung. Die engere Verzahnung der zweiten und dritten Phase der Lehrerbildung 

führt zu fachlichen Synergieeffekten.  

 

Die schulpsychologischen Beratungsstellen sind Teil der Regionalstellen. Sie er-

bringen ihre Beratungsleistungen an den bisherigen Standorten. 

 

Zur weiteren Ausgestaltung der Regionalstellen, ihrer Zuständigkeit und Organi-

sation wird das Kultusministerium eine Verwaltungsvorschrift erlassen.  

 

§ 4 

 



Zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält das ZSL Stellen und Mittel nach Maßgabe 

des jeweiligen Staatshaushaltsplans. 

 

Das ZSL kann gegen angemessene Entgelte Leistungen gegenüber Dritten er-

bringen.  

 

§ 5  

 

Am ZSL wird ein Übergangspersonalrat eingerichtet.  

 

Eine Regelung in Bezug auf die Ausbildungspersonalräte und die Jugend- und 

Ausbildungsvertretungen muss nicht erfolgen. In den von der Umsetzung des 

Qualitätskonzepts betroffenen Dienststellen, deren Aufgaben auf das ZSL über-

gehen, existieren keine Jugend- und Ausbildungsvertretungen. Die Ausbildungs-

personalräte für Studienreferendarinnen und Studienreferendare im Bereich 

Gymnasien und Berufliche Schulen bleiben von der Umsetzung des Qualitätskon-

zepts unberührt, da sich in diesem Bereich lediglich die Regelungen über die 

Fach- und Dienstaufsicht über die Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfort-

bildung ändern. 

 

Zu Artikel 2 (Gesetz zur Errichtung des IBBW) 

 

Artikel 2 enthält das Errichtungsgesetz für das IBBW; seine Aufgaben werden in 

Grundzügen geregelt.  

 

§ 1 

 

Zentrale Aufgaben des IBBW sind wissenschaftliche, empirische Dienstleistungen 

für Schulen, Verwaltung und Bildungspolitik, bei denen es sich nicht um klassi-

sche Behördentätigkeiten handelt. Dementsprechend wird das IBBW als nicht 

rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Stuttgart geführt. Das Kul-

tusministerium führt die Dienst- und Fachaufsicht.  

 

§ 2 

 

Kernaufgabe des IBBW ist der Aufbau eines systematischen Bildungsmonitorings, 

das eine datengestützte Qualitätsentwicklung auf allen Ebenen des Bildungssys-

tems vom Kultusministerium bis hin zu den Schulen unterstützen soll. Zudem ge-

hören zu den Aufgaben des IBBW statistische Erhebungen und Auswertungen, 

das Lehrkräfte-Personalmanagement und Internet- und Intranet-Angebote sowie 



Cloud-Anwendungen im Kultusressort, die Entwicklung von Konzepten und In-

strumenten zur Diagnose und Förderung von Kompetenzen, zu zentralen Prüfun-

gen sowie zur Evaluation der Unterrichts- und Schulqualität und die Durchführung 

von Evaluationen von Schulen und ggf. weiteren Bildungseinrichtungen. Weitere 

Aufgaben des IBBW sind die aufgabenbezogene bzw. systematische und wissen-

schaftsbasierte Erfassung, Auswertung und adressatengerechte Aufbereitung von 

steuerungsrelevanten Daten wie Bildungsindikatoren und Trends auf unterschied-

lichen Ebenen, die Entwicklung, Begleitung und Evaluation von Konzepten, bei-

spielsweise zu bildungspolitischen Reformvorhaben auf der Grundlage der empi-

rischen Bildungsforschung, die Unterstützung des ZSL bei der evidenzbasierten 

Entwicklung von Standards.  

Im Rahmen seiner gesetzlichen Aufgaben kooperiert das IBBW mit anderen regi-

onalen, nationalen oder internationalen Einrichtungen und Partnern insbesondere 

aus Wissenschaft, Wirtschaft, der Fort- und Weiterbildung sowie den Kirchen, 

wenn dies zweckmäßig ist und die gesetzlichen Ziele des IBBW unterstützt. 

 

Die Regelungen des Gesetzes zur Errichtung der Landesoberbehörde IT Baden-

Württemberg bleiben durch die Aufgabenzuweisung an das IBBW unberührt.  

 

§ 3 

 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält das IBBW Stellen und Mittel nach Maßgabe 

des jeweiligen Staatshaushaltsplans. 

 

Das IBBW kann gegen angemessene Entgelte Leistungen gegenüber Dritten er-

bringen.  

 

§ 4 

 

Am IBBW wird ein Übergangspersonalrat eingerichtet.  

 

Eine Regelung in Bezug auf die Ausbildungspersonalräte und die Jugend- und 

Ausbildungsvertretungen muss nicht erfolgen. In den von der Umsetzung des 

Qualitätskonzepts betroffenen Dienststellen, deren Aufgaben auf das IBBW über-

gehen, existieren keine Jugend- und Ausbildungsvertretungen.  

 

 

 



Zu Artikel 3 (Gesetz über die Auflösung des Landesinstituts für Schulentwicklung 

und der Landesakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen 

und die Neustrukturierung der Einrichtungen in der Schulverwaltung) 

 

§ 1 

 

Die Gesamtrechtsnachfolge umfasst sämtliche Vermögens- und Rechtspositio-

nen, also insbesondere Vermögensgegenstände und Rechte sowie Verbindlich-

keiten und sonstige Verpflichtungen. Zur Klarstellung wird ausgeführt, dass von 

der Gesamtrechtsnachfolge auch die Arbeitsverhältnisse der Beschäftigten des 

Landesinstituts für Schulentwicklung und der Landesakademie für Fortbildung 

und Personalentwicklung an Schulen umfasst sind und diese mit allen Rechten 

und Pflichten auf das Land übergehen. 

 

§ 2  

 

§ 2 regelt den Übergang von Aufgaben auf ZSL und IBBW, insbesondere auch 

aus der Gesamtrechtsnachfolge nach § 1. 

 

Auf das ZSL gehen Aufgaben über, die bisher 

 

- im Bereich der Bildungsplanarbeit, der Schulbuchzulassung sowie der Quali-

tätsentwicklung vom Landesinstitut für Schulentwicklung wahrgenommen wer-

den,  

 

- im Bereich der schulartübergreifenden und schulartspezifischen pädagogi-

schen und pädagogisch-psychologischen sowie fachlichen und didaktisch-

methodischen Fortbildung sowie der Personalentwicklung von der Lan-

desakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen wahrge-

nommen werden,  

 

- von der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amateurtheater Schloss 

Rotenfels und dem Landesinstitut für Schulsport, Schulkunst und Schulmusik 

wahrgenommen werden,  

 

- von den Staatlichen Schulämtern im Bereich der Lehrerfortbildung und der 

schulpsychologischen Beratungsstellen sowie weiterer Beratungsdienste 

wahrgenommen werden,  

 



- von den Regierungspräsidien im Bereich der Lehrerfortbildung, der schulpsy-

chologischen Dienste, der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung sowie 

der Beratung und Unterstützung wahrgenommen werden, 
 
 

- vom Kultusministerium im Bereich der Lehreraus- und -fortbildung, der Prä-

vention und der schulpsychologischen Dienste, der Schulentwicklung und des 

Qualitätsmanagements (allgemeine und berufliche Schule), der drittmittelfi-

nanzierten Bildungsangebote und Projektinitiativen im Bereich der beruflichen 

Orientierung sowie in Bereichen weiterer Beratungs- und Unterstützungsleis-

tungen wahrgenommen werden.  

 

Auf das IBBW gehen Aufgaben über, die bisher 

 

- im Bereich empirische Bildungsforschung, Evaluation und Bildungsberichter-

stattung vom Landesinstitut für Schulentwicklung wahrgenommen werden,  

 

- im Bereich Statistik und IT-Verfahren sowie zentrale Prüfungen und Aufga-

benentwicklung (öffentliche allgemein bildende und berufliche Schulen) vom 

Kultusministerium wahrgenommen werden.  

 

§ 3 

 

Die Standorte der Landesakademie für Fortbildung und Personalentwicklung an 

Schulen werden zu Außenstellen des ZSL und künftig weiter, insbesondere zu 

Fortbildungszwecken genutzt. 

 

Auch die Standorte des Landesinstituts für Schulsport, Schulkunst und Schulmu-

sik sowie der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und Amateurtheater 

Schloss Rotenfels werden zu Außenstellen des ZSL. Die Landesakademie für 

Schulkunst, Schul- und Amateurtheater Schloss Rotenfels wird nicht mehr als 

Landesbetrieb nach § 26 LHO geführt. 

 

§ 4 

 

Das Kultusministerium hat zur Unterstützung des ZSL und des IBBW einen ge-

meinsamen wissenschaftlichen Beirat eingesetzt. Dieser soll die Leitungen beider 

Einrichtungen unterstützen und die Kooperation von ZSL und IBBW mit wissen-

schaftlichen Einrichtungen fördern. Der wissenschaftliche Beirat ist beim Kultus-

ministerium, das auch die Mitglieder bestellt bzw. abberuft, angesiedelt.  

 



Einzelheiten wird das Kultusministerium in einer Verwaltungsvorschrift regeln. 

 

Zu Artikel 4 (Änderung des Landesbeamtengesetzes) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Änderungen Rechnung getragen.  

 

Nachdem die Staatlichen Seminare für Schulpädagogik und das Internationale 

Institut für Berufsbildung Mannheim nicht mehr bestehen, werden diese Regelun-

gen aufgehoben. 

 

Zu Artikel 5 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg) 

 

Mit den Änderungen im Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg wird den 

strukturellen Änderungen Rechnung getragen. Für das Personal der beiden neu 

zu gründenden Einrichtungen, das ZSL und das IBBW, werden die notwendigen 

besoldungsrechtlichen Grundlagen und Ämter neu geschaffen.  

 

In § 57 Abs. 1 Nr. 4 Landesbesoldungsgesetz wurde eine Folgeänderung vorge-

nommen, da die Ämter des Fachschulrats am LIS und am Pädagogischen Fach-

seminar in der Landesbesoldungsordnung als kw-Ämter ausgebracht sind (A 13) 

und eine Zulage nach § 57 Landesbesoldungsgesetz nicht mehr vergeben wird. 

 

Im Übrigen wurde das Amt des Referatsleiters und stellvertretenden Fachbe-

reichsleiters des größten und bedeutendsten Fachbereichs am LMZ mit der Be-

soldungsgruppe A 14 in der Landesbesoldungsordnung A ausgebracht. Die stell-

vertretende Leitung des Fachbereichs Pädagogik (derzeit größter und bedeu-

tendster Fachbereich am LMZ) soll die ständige Vertretung der Fachbereichslei-

tung und darüber hinaus die Leitung eines eigenen Referats übernehmen. Zentra-

le Begründung der Ausbringung des neuen Amtes der stellvertretenden Fachbe-

reichsleitung für den Fachbereich Pädagogik ist die Größe und Bedeutung dieses 

Fachbereichs im LMZ gegenüber den anderen Fachbereichen. Für diesen Fach-

bereich wünscht man sich auch eine adäquate Leitungsebene, die von der Wer-

tigkeit her höher besoldet sein sollte, als eine normale Referatsleitung am LMZ 

(i.d.R. handelt es sich hier um Tarifbeschäftigte in EG 13 TV/L). 

 

ZSL 

 

Das Leitungsamt des ZSL ist der Besoldungsgruppe B 6, die Stellvertretung der 

Leitung und die Abteilungsleitungen sind der Besoldungsgruppe B 3, die Stellver-

tretung der Abteilungsleitungen und die Referatsleitungen sind der Besoldungs-



gruppe A 16 zugeordnet. Die Leitungen der sechs Regionalstellen sind ebenfalls 

der Besoldungsgruppe A 16 und die Stellvertretungen der Leitung der Regional-

stellen der Besoldungsgruppe A 15 zugeordnet. Diese besoldungsrechtliche Be-

wertung ergibt sich aus der Größe und der herausragenden Bedeutung des ZSL 

und seiner untergeordneten Strukturen. Des Weiteren aufgrund der großen Ver-

antwortung des ZSL, die sich aus der Dienst- und Fachaufsicht über die Seminare 

für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung sowie dem großen Personalkörper 

ergibt, der über einen hohen Anteil von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im hö-

heren Dienst verfügt und noch dazu auf die Zentrale des ZSL und die Regional-

stellen verteilt ist und zu welchem auch das Personal der schulpsychologischen 

Beratungsstellen und das bisherige Personal des Landesinstituts für Schulsport, 

Schulkunst und Schulmusik und der Landesakademie für Schulkunst, Schul- und 

Amateurtheater Schloss Rotenfels gehört. Das ZSL wird das Ausbildungs-, Fort-

bildungs- und Unterstützungssystem für das gesamte Landesgebiet zentral steu-

ern.  

 

IBBW 

 

Das Leitungsamt des IBBW ist der Besoldungsgruppe B 4, die Stellvertretung der 

Leitung sowie die Abteilungsleitungen sind der Besoldungsgruppe B 2, die Stell-

vertreter der Ableitungsleitungen sind der Besoldungsgruppe A 16 zugeordnet, 

die weiteren Referatsleitungen der Besoldungsgruppe A 15. Diese besoldungs-

rechtliche Bewertung ergibt sich aus der Zusammensetzung des Personalkörpers, 

der Aufgaben und der Verantwortung des IBBW, in welchem ein strategisches 

Bildungsmonitoring aufgebaut wird, das eine datengestützte Qualitätsentwicklung 

auf allen Ebenen des Bildungssystems vom Kultusministerium bis hin zu den 

Schulen unterstützen soll. Auf diese Weise kann die Schulverwaltung der aktuel-

len bildungspolitischen Zielsetzung der Sicherung und Entwicklung der Qualität 

von Schülerleistungen gerecht werden.  

 

Zu Artikel 6 (Änderung des Ernennungsgesetzes) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Dem ZSL werden die in § 2 genannten Rechte für seinen Geschäftsbereich und 

für die Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung übertragen. Ausge-

nommen hiervon sind Versetzungen an das ZSL und an die Seminare. Die Ver-

setzungsbefugnis an die vorgenannten Institutionen verbleibt beim Kultusministe-

rium.  

 



Für das IBBW und für die Beamten des schulpsychologischen Dienstes am ZSL 

(bisher an den Regierungspräsidien) sollen die in § 2 genannten Rechte beim 

Kultusministerium liegen.  

 

Ausgenommen von den durch § 4 Satz 1 Nummer 11 an das ZSL übertragenen 

Rechte bleiben auch die Leiterinnen und Leiter sowie stellvertretenden Leiterin-

nen und Leiter der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung.  

 

Zu Artikel 7 (Änderung des Landesverwaltungsgesetzes) 

 

Zukünftig werden die Tätigkeiten des schulpsychologischen Dienstes am ZSL 

verortet sein. 

 

Zu Artikel 8 (Änderung des Schulgesetzes) 

 

Zu Nummer 1 

 

Die Schulaufsicht hat bisher die Beratung eingeschlossen. Die Aufgabe der Bera-

tung geht zukünftig in die Zuständigkeit des Zentrums für Schulqualität und Lehr-

erbildung über. In der Zuständigkeit der Schulaufsichtsbehörden verbleiben die 

originär schulaufsichtlichen Aufgaben und die Steuerung der Unterrichtsversor-

gung. Beratungsleistungen durch die Schulaufsicht kommen damit nunmehr noch 

als Annex zu schulaufsichtlichen Maßnahmen in Betracht.  

 

Satz 2 neu bestimmt, dass trotz des Aufgabenübergangs die Schulaufsicht die 

Qualitätsentwicklung der Schulen weiterhin steuern soll. Für diese Aufgabe wer-

den beispielhaft zwei Mittel der Schulaufsicht benannt. Die der Schulaufsicht zu-

kommende Steuerungsverantwortung setzt insbesondere voraus, dass die Auf-

sichtsbehörden sich verlässlich über die schulische Qualitätsentwicklung informie-

ren. Dies kann etwa in Form regelmäßiger Schulbesuche oder in sonstiger geeig-

neter Weise erfolgen, soweit und solange die Aufsicht in diesem Bereich auch 

ohne unmittelbare Kenntnisnahmen vor Ort effektiv ausgeübt werden kann.  

 

Nach Satz 3 neu werden bei der Ausübung der datengestützten Aufsicht die 

Schulaufsichtsbehörden durch das IBBW sowie das ZSL beratend unterstützt. 

Insbesondere durch die Zusammenarbeit mit dem IBBW wird gewährleistet, dass 

Wissenschaftlichkeit und empirische Erkenntnisse bei der Qualitätsentwicklung 

der Schulen stärker beachtet werden.  

 



Satz 4 neu schafft eine Ermächtigung dafür, dass das Kultusministerium zur Re-

gelung des Verfahrens und des Inhalts der datengestützten Qualitätsentwicklung 

eine Verordnung erlassen kann. 

 

Zu Nummer 2 

 

Die schulpsychologischen Dienste werden zukünftig beim ZSL eingerichtet. Die 

Fach- und Dienstaufsicht über diese besondere Verwaltungsbehörde folgt unmit-

telbar aus dem Errichtungsgesetz. Bedarf für eine Bestimmung zur Dienstaufsicht 

über die Bediensteten des schulpsychologischen Dienstes besteht damit nicht 

mehr.  

 

Zu Nummer 3 

 

Die Änderungen tragen den strukturellen Veränderungen Rechnung.  

 

Die Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung an Schulen soll auch künftig 

durch Evaluationen erfolgen. Die Evaluationen der Schulen werden durch Evalua-

tionen, die vom IBBW durchgeführt werden, ergänzt. Die näheren Details hierzu 

wird das Kultusministerium in einer Verordnung regeln.   

 

Satz 7 erlaubt es, nach Wahl der Schule und Zustimmung des Kultusministeriums 

auch einen externen Drittanbieter mit der Evaluation zu betrauen, wenn die Schu-

le eine bestimmte formale Zertifizierung als Qualitätsausweis anstrebt. Zur Quali-

tätssicherung ist die Zustimmung des Kultusministeriums erforderlich. 

 

Zu Nummer 4 

 

Das IBBW hat die Aufgabe, Schulaufsichtsbehörden und Schulen bei einer da-

tengestützten Qualitätsentwicklung zu unterstützen. Mit dieser Aufgabe soll zu-

gleich die Zuständigkeit für die amtliche Schulstatistik auf diese Einrichtung über-

gehen. Nach Einrichtung des IBBW wird eine formale Beauftragung des Statisti-

schen Landesamts gemäß § 115 Schulgesetz durch das IBBW in Abstimmung mit 

dem Kultusministerium erfolgen.  

 

Zu Artikel 9 (Änderung des Errichtungsgesetzes BITBW) 

 

Die beiden rechtsfähigen Anstalten des öffentlichen Rechts, die Landesakademie 

für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen und das Landesinstitut für 

Schulentwicklung, werden aufgelöst. Die zum 1. Januar 2019 neu zu errichtende 



Landesoberbehörde ZSL und die nichtrechtsfähige Anstalt des öffentlichen 

Rechts IBBW, welche die überwiegenden Aufgaben der beiden aufgelösten Or-

ganisationen übernehmen werden, sind keine juristischen Personen des öffentli-

chen Rechts mehr und fallen somit unter § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Gesetzes 

zur Errichtung der Landesoberbehörde IT Baden-Württemberg. Die Notwendigkeit 

einer expliziten Erwähnung der beiden neuen nicht rechtsfähigen Einrichtungen in 

§ 2 Absatz 2 des Gesetzes zur Errichtung der Landesoberbehörde IT Baden-

Württemberg entfällt damit. 

 

Zu Artikel 10 (Änderung der Lehrkräftezulagenverordnung) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Die Änderungen in der Anlage der Lehrkräftezulagenverordnung setzen die neue 

Bezeichnung der Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung um. 

 

Zu Artikel 11 (Änderung der VO der Landesregierung über den Sitz und die Bezir-

ke der Staatlichen Schulämter) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen: 

Die Schulpsychologische Beratungsstellen werden aus den Staatlichen Schuläm-

tern ausgegliedert und sind künftig Teil einer Regionalstelle. 

 

Zu Artikel 12 (Änderung der Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Das ZSL soll für seine Beamten und für die Beamten der Seminare für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung die genannten Befugnisse übertragen bekom-

men (Anerkennung eines Dienstunfalls und Entscheidung, ob der Dienstunfall 

vorsätzlich herbeigeführt wurde.).  

 

Zu Artikel 13 (Änderung der Beamtenrechtszuständigkeitsverordnung) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Der Kultusminister ist Dienstvorgesetzter des ZSL und der Seminare für Lehrer-

ausbildung und Lehrerfortbildung. Damit ist er für alle beamtenrechtlichen Ent-

scheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der ihm nachgeordneten 



Beamtinnen und Beamten zuständig. Für die Beamten am IBBW ist der Kultusmi-

nister ebenfalls Dienstvorgesetzter.  

Die Übertragung spezieller Zuständigkeiten erfolgt beispielsweise durch die 

KMZuVO. 

 

Zu Artikel 14 (Änderung der KMZuVO) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Für die Beamten des ZSL und die Seminare für Lehrerausbildung und Lehrerfort-

bildung ist der Kultusminister Dienstvorgesetzter. Die in §§ 2 und 10 genannten 

Rechte nach dem LBG, dem LRKG, LTGVO und dem LDG für die das KM zu-

ständig wäre, wurden dem ZSL für seinen Geschäftsbereich (zu dem auch der 

bisherige schulpsychologische Dienst und die Seminare für Lehrerausbildung und 

Lehrerfortbildung gehören) übertragen. Die Aufgaben aus § 5 Absatz 1 werden 

auch dem IBBW übertragen, da ansonsten das Kultusministerium dafür zuständig 

wäre. Die in § 12 genannten Rechte sollen bei den Seminaren für Lehrerausbil-

dung und Lehrerfortbildung verbleiben. 

 

Zu Artikel 15 (Änderung der VO zur Übertragung von Abordnungszuständigkeiten 

im Bereich der Kultusverwaltung) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Den Regierungspräsidien soll das Recht zur Abordnung von Lehrkräften an das 

ZSL sowie an das IBBW übertragen werden. 

  

Zu Artikel 16 (Änderung der Laufbahnverordnung Kultusministerium) 

 

Mit den Änderungen wird den strukturellen Veränderungen Rechnung getragen.  

 

Es wird eine pädagogische Laufbahn des außerschulischen Bereichs am ZSL und 

am IBBW eingerichtet. Auch beim horizontalen Laufbahnwechsel nach § 8 LVO-

KM wird die Neustrukturierung der Schulverwaltung berücksichtigt. Es wird für 

Lehrkräfte am ZSL (inklusive Regionalstellen) und am IBBW geregelt, dass die 

Einführung in die Laufbahn durch das ZSL (bzw. für Beschäftigte an Regionalstel-

len kann das ZSL die Einführung an die Regionalstelle delegieren) bzw. das 

IBBW durchgeführt wird. Die Einführung der Ausbilder an den Seminaren für Leh-

rerausbildung und Lehrerfortbildung erfolgt wie bisher durch deren Leiter. 

 



Zu Artikel 17 (Änderung der Schulbuchzulassungsverordnung) 

 

Mit dem Übergang der Aufgabe Schulbuchzulassung vom Landesinstitut für 

Schulentwicklung auf das ZSL wird eine Änderung der Begriffe der sachlich zu-

ständigen Stelle erforderlich. Neben diesen redaktionellen Änderungen bedarf es 

zudem für den Übergang der Entscheidungszuständigkeit für Anträge auf Zulas-

sung eines Schulbuches, die bis zum 31. Dezember 2018 an das Landesinstitut 

für Schulentwicklung gerichtet werden, einer Übergangsregelung. 

 

Zu Artikel 18 (Änderung der Verordnung über die Datenverarbeitung für statisti-

sche Erhebungen)  

 

Die Änderungen tragen den strukturellen Veränderungen Rechnung.  

 

Um in noch größerem Umfang als bisher belastbare Informationen zur Unter-

richtssituation an allen Schulen und Schularten im Land zu erhalten, sollen 

Vollerhebungen zur Unterrichtsversorgung an den Schulen ein- oder mehrmals im 

Jahr ermöglicht werden. Die Ergebnisse dieser Vollerhebungen sollen auch 

Grundlage für weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungslage sein. 

Mit § 4 Absatz 2 wird die hierfür erforderliche Rechtsgrundlage geschaffen. 

 

Zu Artikeln 19 bis 29 

 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die Lehrämter, die Fachlehrkräfte 

und technischen Lehrkräfte sowie die EU-EWR-Lehrerverordnung werden in der 

Nomenklatur angepasst, soweit sich die Bezeichnung der Staatlichen Seminare 

für Didaktik und Lehrerbildung, der Pädagogischen Fachseminar und des Fach-

seminars Sonderpädagogik ändert. 

 

Zu Artikel 30 Inkrafttreten 

 

Das Gesetz tritt zum 1. Januar 2019 in Kraft. Gleichzeitig treten die Errichtungs-

gesetze für das Landesinstitut für Schulentwicklung und die Landesakademie für 

Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen außer Kraft.  

 

Die Evaluationsverordnung wird aufgehoben, da die Fremdevaluation gegenwär-

tig ausgesetzt ist und aufgrund der anstehenden Neukonzeption eine Neufassung 

erforderlich sein wird. Die neue Konzeption für die Evaluation wird durch das 

künftige zuständige IBBW erarbeitet. 

 



Die Verordnungen des Kultusministeriums über die Prüfung für Lehrkräfte der 

Kurzschrift und der Textverarbeitung vom 19. November 1995, über die Zulas-

sung zum Vorbereitungsdienst für die Lehrämter vom 25. Oktober 1995 und über 

die Zulassungszahlen und Quoten beim Vorbereitungsdienst für die Laufbahn des 

höheren Schuldienstes an beruflichen Schulen vom 24. August 1995 werden nicht 

mehr benötigt und nicht mehr angewendet. Ihre Aufhebung trägt zum Bürokratie-

abbau bei. 


